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TOP 1: Genehmigung der Tagesordnung

Beschluss:

Die Tagesordnungspunkte 23 und 33 wurden zuriickgezogen.

Der verfristet angemeldete Tagesordnungspunkt 34 wird zur Beratung zugelassen.

Blockpunkte sind die Tagesordnungspunkte 2, 3, 6, 9, 10, 11, 12, 13, 15, 16, 17,
19, 29, 31, 32, 34 und 35.

A-Punkte sind die Tagesordnungspunkte 5, 7/8, 14, 18, 20, 21/22/24, 25, 26, 27,
28 und 30.

Die Tagesordnungspunkte 7 + 8 sowie die Tagesordnungspunkte 21, 22 + 24

werden jeweils gemeinsam aufgerufen.

Die Tagesordnungspunkte 20 bis 25 werden am Anfang behandelt.

Die Umweltministerkonferenz genehmigt die Tagesordnung in der vorgenannten

Fassung.
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TOP 2: Bericht iUber Umlaufbeschliisse und Telefonkonferen-

zen

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt den Bericht des Vorsitzlandes zur Kenntnis.
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TOP 3: Bericht Uber die Gesprache mit den Vertretern der
kommunalen Spitzenverbande sowie der Umwelt- und

Naturschutzverbande

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt die Niederschriften des Vorsitzlandes tber
das Gesprach mit den kommunalen Spitzenverbdnden sowie Uber das Gesprach
mit den Umwelt- und Naturschutzverbanden am 04.07.2013 in Berlin zur Kenntnis.
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TOP 4: Vorbereitung des Kamingespraches zur 81. UMK

Wurde abschlieRend in der 52. Amtschefkonferenz behandelt.



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

TOP 5: Vorbereitung des Treffens der Mitglieder der UMK
in Brussel insbesondere des Gespraches mit EU-

Kommissar Oettinger am 27.11.2013

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt den Bericht des Vorsitzlandes zur Kenntnis.

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander einigen

sich darauf, bei der Zusammenkunft in Brissel folgende Themen zu besprechen:

1. Mit Herrn Gunther Oettinger, EU-Kommissar fur Energie
- Paket der KOM zu Beihilfen im Bereich Umwelt und Energie
- insbesondere fur erneuerbare Energien - sowie Beihilfeleitlinien
- Grunbuch der KOM "Ein Rahmen fir die Klima- und Energiepolitik bis
2030" (Thema fur das Kamingespréach)
- Stromnetze
- Strommarktdesign

- Emissionshandel

2. mit Herrn Karl Falkenberg, Leiter der Generaldirektion Umwelt bei dem EU-
Kommissar fur Umwelt, Herrn Janez Poto¢nik
- Luftreinhaltung/Vertragsverletzungsverfahren - Ablehnung der Fristver-
langerung fur NO:
- Larmbedingte Betriebsbeschrankungen auf Flughafen der EU

- Vorstellungen der KOM tber Regelungen zum Fracking

3. mit Herrn Jurgen Muller, Kabinettsmitglied bei der EU-Kommissarin fur

Klimaschutz, Frau Connie Hedegaard
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Sicht der KOM zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawan-
del

Grinbuch der KOM "Ein Rahmen fir die Klima- und Energiepolitik bis
2030"
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TOP 6: ~Arbeitskreis Energiepolitik" - Bericht der gemeinsa-
men Arbeitsgruppe von UMK und WMK

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt zur Kenntnis, dass von der Geschaftsstelle
der Wirtschaftsministerkonferenz Signale gekommen sind, dass die Wirtschafts-

ministerkonferenz zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Entscheidung treffen mochte.

Sie vertagt die Befassung mit diesem Tagesordnungspunkt auf die 82. UMK.

Gegebenenfalls kann schon vorher durch Umlaufverfahren ein Beschluss herbei-

gefuhrt werden.
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TOP 7/8: Klima-Vertragsstaatenkonferenz in Warschau 2013

1.

Beschluss:

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander

nehmen den Bericht des Bundes zur Kenntnis.

Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass die EU in der internationalen
Klimapolitik weiterhin eine Fihrungsrolle spielen muss. Auch wenn der Anteil
der EU an den weltweiten Emissionen derzeit nur etwa 11 % betragt, wird ei-
ne ambitionierte EU-Klimaschutzstrategie wesentlichen Einfluss auf den Er-
folg der Klimaverhandlungen 2015 in Paris haben. Hierzu gehoren die grund-
legende Reform des EU-Emissionshandels, die Erhéhung des EU-Min-
derungsziels bei den Treibhausgasen (THG) auf 30 % bis 2020 gegenuber
1990 und die Vereinbarung eines anspruchsvollen THG-Minderungsziels fir
2030. Die Umweltministerkonferenz fordert die Bundesregierung daher auf,
sich auf EU-Ebene fir diese zentralen Punkte einer gestarkten européischen
Klimaschutzpolitik einzusetzen. Dies belegt die zunehmende Haufung von

Unwetterkatastrophen wie zuletzt auf den Philippinen.

Die Umweltministerkonferenz begruf3t, dass es der Klimakonferenz in Doha
gelungen ist, eine zweite Verpflichtungsperiode unter dem Kyoto-Protokoll
bis 2020 zu beschliel3en und wichtige Eckpunkte flr einen Fahrplan bis 2015
festzulegen. Diese sehen u. a. vor, dass bei der Klimakonferenz 2015 in Pa-
ris ein neues Weltklimaabkommen mit differenzierten Verpflichtungen fir alle

Lander beschlossen wird und ab 2020 in Kraft treten soll.

Die Umweltministerkonferenz erwartet, dass die Klimakonferenz in Warschau
nunmehr wichtige Meilensteine und erste Elemente fir ein ambitioniertes,

umfassendes und rechtsverbindliches Klimaschutzabkommen schafft, mit
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dem Ziel, die globale Erwdrmung im Durchschnitt auf hochstens 2°C gegen-
Uber vorindustriellen Niveau zu begrenzen. Sie betont, dass es Aufgabe der
Konferenz in Warschau sei, eine klare Vision des Prozesses zu definieren,
damit der zu verhandelnde Text des neuen Klimaabkommens Anfang 2015
bereits vollstandig vorliegt.

Die Umweltministerkonferenz unterstreicht, dass die Ergebnisse des ersten
Teils des flunften IPCC-Sachstandsberichts unzweifelhaft bestétigen, dass
der Klimawandel weiter voranschreitet. Nicht nur die Temperatur der unteren
Atmosphare steigt, auch die Ozeane werden wéarmer, Gletscher tauen, Per-
mafrostbéden werden instabil, Eisschilde verlieren an Masse und der Mee-
resspiegel steigt weiter an. Entschlossenes, tber die bisherigen Minde-
rungs- und Anpassungsanstrengungen deutlich hinausgehendes Handeln ist

daher unverzichtbar.

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
begrifRen die Strategie des Bundes, bei den EU-Verhandlungen darauf zu
drangen, dass bei der Festlegung der Klimaschutzziele fir 2030 das THG-
Minderungsziel weiterhin durch ambitionierte Ziele zur Energieeffizienz sowie

zum Ausbau der Erneuerbaren Energien flankiert wird.

Die Umweltministerkonferenz sieht es als dringend an, Fortschritte bei der
Umsetzung bereits beschlossener MaRnahmen zu erzielen. Dazu gehort,
dass die Industriestaaten in Warschau ihr Versprechen zur Finanzierung von
Klimaschutz- und AnpassungsmalZnahmen in Entwicklungslandern ab 2020
einldsen und klare Wege aufzeigen, wie ab diesem Zeitpunkt jahrlich 100
Mrd. US-Dollar bereitgestellt werden kdnnen. Der Green Climate Fund wird
dabei ein wichtiges Umsetzungsinstrument sein. Die Umweltministerkonfe-
renz begrif3t vor diesem Hintergrund die Ergebnisse der Direktoriumssitzung
des Grinen Klimafonds (Green Climate Fund (GCF)) vom 07.10. —
10.10.2013 als einen wichtigen Schritt.
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8. Die Umweltministerkonferenz spricht sich fur ein insgesamt ausgewogenes
Instrumentarium zur Erreichung der 2°C-Obergrenze aus. Internationale Ko-
operationsmdoglichkeiten durch Technologietransfer im Klimaschutz missen
weiterhin durch die Kyoto-Projektmechanismen Jl und CDM oder geeignete
Nachfolgeinstrumente genutzt werden. Hierdurch kbnnen auch zukuinftig pri-
vate Finanzmittel in Malinahmen zur Emissionsminderung mobilisiert wer-

den.

9. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
appellieren nicht zuletzt vor dem Hintergrund des weltweit weiter steigenden
Ausstol3es klimaschéadlicher Treibhausgase an die neue Bundesregierung,
den Welt-Klimaprozess engagiert voranzutreiben und dafur einzutreten, dass
Deutschland und die EU beim Klimaschutz wie auch der Klimaanpassung ei-

ne Vorbildrolle einnehmen.

Protokollerkldrung der L&nder Baden-Wirttemberqg, Brandenburqg, Freie

Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz

und Schleswiqg Holstein:

Die Lander Baden-Wirttemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig Holstein halten fir
2030 ein CO,-Minderungsziel von mindestens 55 % gegentber 1990 fur notwen-

dig, da mit Stand von heute bereits etwa 25 % erbracht sind.
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TOP 9: Bericht des Bundes zu europa- und bundespolitischen

Themen - mundlicher Bericht

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundes zur Kenntnis.
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TOP 10: Leitbilder und Handlungsstrategien fir die Raument-
wicklung in Deutschland 2013
(Leitbildentwurf der MKRO)

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz nimmt den Entwurf ,Leitbilder und Handlungs-
strategien fur die Raumentwicklung in Deutschland 2013“ der Ministerkonfe-
renz fir Raumordnung (MKRO) zur Kenntnis.

2.  Sie begruf3t das von der MKRO unterbreitete Dialogangebot, stellt jedoch
fest, dass die zur Stellungnahme anberaumte Zeit so knapp bemessen ist,
dass eine gebiihrende Beteiligung ihrer Fachgremien nicht méglich war.

3. Die Umweltministerkonferenz verweist auf ihre vor diesem Hintergrund nur
vorlaufige Stellungnahme in der Anlage und bittet die MKRO um erneute Be-
teiligung vor dem Beschluss eines endgultigen Leitbildes, damit mdgliche
weitere Hinweise aus den Fachgremien der Umweltministerkonferenz noch

einflieRen kdénnen.

4.  Sie beauftragt inre Arbeitsgremien, im Rahmen ihrer fachlichen Zustandigkei-
ten Einschatzungen zu dem Leitbildentwurf der MKRO so rechtzeitig an das
Vorsitzland abzugeben, dass es diese Thematik auf der kommenden Frih-

jahrskonferenz (82. UMK) wieder aufrufen kann.

5. Der Vorsitzende der Umweltministerkonferenz wird gebeten, diesen Be-

schluss nebst Anlage der MKRO zuzuleiten.



Anlage

Stellungnahme der 81. Umweltministerkonferenz

zum Entwurf , Leitbilder und Handlungsstrategien flr die
Raumentwicklung in Deutschland 2013 (MKRO-Beschluss vom
03.06.2013)"

Die Umweltministerkonferenz (UMK) gibt zum Entwurf der MKRO ,Leitbilder und
Handlungsstrategien fir die Raumentwicklung in Deutschland 2013 (MKRO-
Beschluss vom 03.06.2013)" eine erste vorlaufige Stellungnahme ab:

1. Allgemeines

Die Leitbilder und Handlungsstrategien decken nicht alle wichtigen, aktuellen,
raumrelevanten Herausforderungen und alle wesentlichen Bereiche, in denen
raumordnerische Aspekte relevant sind, ab.

Am Anfang der Einleitung wird richtigerweise die Verpflichtung fir eine nachhaltige
Raumentwicklung betont. Dementsprechend sollte die Reihenfolge der drei Nach-
haltigkeitsaspekte starker Berticksichtigung finden: 6kologisch, 6konomisch, sozial.
Die naturlichen Lebensgrundlagen (Wasser, Boden, Luft, Biodiversitat etc.) sind die
Existenzgrundlagen der Menschheit. Nachhaltig kann Okonomie nur sein, wenn die
Lebensgrundlagen erhalten bleiben. Eine nachhaltige, tragfahige Okonomie ist die
Grundlage flr sozialen Frieden. Folglich missten sich die Aspekte Natur und
Umwelt in den Handlungsansatzen und Leitbildern wiederfinden. Die Umweltbelas-
tungen der Menschen insbesondere in den Ballungsraumen und Metropolregionen
sowie der Aspekt der Okologie werden jedoch nirgends beriicksichtigt.

Der Entwurf bezieht sich auf drei Leitbilder (,Wettbewerbsfahigkeit starken®, ,Da-
seinsvorsorge sichern®, ,Raumnutzung steuern®). Natur- und Umweltschutz spielen
in allen drei Leitbildern keine oder wenn, lediglich eine nachrangige Rolle. Sie wer-
den nur in den Kapiteln 1.4 ,Kisten- und Meeresrdume nachhaltig nutzen“ sowie 3.2
»Grofdraumige Freiraumverbtinde schaffen“ in einer wenig aussagekraftigen, schlag-
wortartigen und/oder ausschlief3lich nutzungsorientierten Form (z. B. ,Nutzungskon-
flikt*) aufgegriffen. Auf Seite 4 - Ziffer 8 werden sie einmal als ,Schutzinteresse*”
bezeichnet. Im Natur- und Umweltschutz geht es jedoch Uberwiegend um rechtsver-
bindliche Anforderungen, die insbesondere durch das EU-Umweltrecht (EG-FFH- ,
EG-Vogelschutz-, EG-Wasserrahmen- und EG-Meeresstrategierahmen-Richtlinie)
sowie die entsprechenden nationalen wasserrechtlichen und naturschutzrechtlichen
Bestimmungen vorgegeben sind, d. h. es geht nicht um ,Schutzinteressen®, sondern
um Schutzanforderungen!

Dementsprechend mussen in dem Entwurf die Schutzanforderungen angemessen,
d. h. den rechtlichen Vorgaben entsprechend, aufgenommen werden. Daher ware
ein eigenes 4. Leitbild zum Schutz der Umwelt und ihrer natirlichen Ressourcen so-
wie dem Beitrag der Raumordnung dazu sinnvoll. Hier musste auch klargestellt sein,
dass die Umweltplane (Larmaktions- und Luftreinhalteplane) in der Raumordnung
Berucksichtigung finden sollen.

Mindestens muss aber ein vornehmlich auf den Schutz ausgerichtetes Kapitel auf-
genommen werden, das die Erreichung der Ziele sowie die ihnen zugrunde liegen-
den Prinzipien der einschlagigen Rechtsgrundlagen auch als Grundsatze in der



Raumordnung verankert. Konkret bedeutet dies, dass die Raumordnung entspre-
chend dem o.g. EU-Recht auf dem Okosystemansatz bei der Steuerung mensch-
lichen Handenls, dem Verursacher- und ggf. Vorsorgeprinzip basieren und dem
geforderten guten Umwelt-/6kologischen Zustand bzw. guinstigen Erhaltungszustand
Rechnung tragen muss.

In Bezug auf die maritime Raumplanung wird die hier einschlagige EU-Meerespolitik
(IMP) mit ihrer Umweltsaule — der EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie — nicht
berucksichtigt. Genauso fehlen Bezlge zu bereits vorliegenden Kriterien und
Prinzipien der Raumplanung (z. B. der EU und im marinen Bereich der regionalen
Meeresubereinkommen).

Zu integrieren waren weiterhin die Ziele der Nationalen Biodiversitatsstrategie, die
am 07.11.2007 vom Bundeskabinett beschlossen wurde, und ebenso die Biodiversi-
tatsstrategie der EU vom 03.05.2011 (KOM(2991)244 endg). Hierzu gehort das 6ko-
logische Netz Natura 2000, welches aus den FFH-Gebieten und den Europaischen
Vogelschutzgebieten besteht und das gréfite zusammenhangende 6kologische
Netzwerk weltweit darstellt. Die Biodiversitatsstrategie fordert, den 6konomischen
Wert der biologischen Vielfalt nicht in Konkurrenz zu Nutzungen zu sehen, sondern
als Grundlage des Lebens anzuerkennen und entsprechend in Entscheidungspro-
zesse zu integrieren. Die Beeintrachtigung dieser Lebensgrundlagen kann neben
vielen anderen Folgen zu erheblichen volkswirtschaftlichen Kosten fiihren, sofern
die Beeintrachtigung tiberhaupt substituierbar ist.

Als besonders wichtig angesehen wird auch die Anpassung an den Klimawandel bei
den folgenden Themen:

1.2 ,Zusammenarbeit und Vernetzung von Raumen starken”

1.5 ,Infrastrukturanbindung und Mobilitat sichern®

2.2 ,Kooperationen ausbauen®

2.3 ,Versorgung dunn besiedelter landlicher Raume sichern”

2.4 ,Erreichbarkeit sichern®

3.2 ,GroRraumige Freiraumverbinde sichern”

3.4 ,Flachenneuinanspruchnahme reduzieren”

3.6 ,Raumliche Strukturen an den Klimawandel anpassen®

3.7 ,Nutzung von Bodenschatzen und sonstige unterirdische Nutzung steuern®.

Fur diese Themen sind die Handlungsansétze entsprechend den Anforderungen an
resiliente, also widerstands- und anpassungsfahige Strukturen zu tUberpriifen und
ggf. zu erganzen.

Der Boden steht als eigenstandiges abiotisches Schutzgut gleichrangig neben den
Schutzgutern Wasser und Luft. Deshalb muss Bodenschutz entsprechend seiner
Bedeutung gréReren Eingang in die Leitbilder und Handlungsstrategien finden.

Angesichts der Herausforderungen fir die Land- und Forstwirtschaft als Hauptak-
teure im Freiraum und im landlichen Raum, der bedeutsamen Funktionen land- und
forstwirtschaftlicher Flachen fur die Erzeugung pflanzlicher und tierischer Rohstoffe
fur die Ernahrungssicherung, Energieerzeugung und als Rohstoffe fur diverse
wirtschaftliche Bereiche bzw. fir die regionale Wirtschaftsstruktur, fur die Sicherung
gleichwertiger Lebensverhéltnisse in allen Teilraumen, fur die Erholung, als Teil der
Kulturlandschatft, fir den Erhalt der nattrlichen Lebensgrundlagen, fir den Klima-
schutz etc. ist es unzureichend, Land- und Forstwirtschaft nur im Rahmen der
Handlungsansatze fur die Anpassung an den Klimawandel (Gliederungspunkt 3.6)



zu erwdhnen. Hier waren Ergénzungen der Leitvorstellungen und Handlungsanséatze
zur Sicherung der entsprechen Flachennutzungen bzw. fir die genannten Funktio-
nen und Zwecke erforderlich.

Die Kartenentwirfe sind nicht aussagekraftig genug und daher nicht als Grundlage
fur eine Diskussion geeignet.

Zur besseren Orientierung waren auf allen drei Kartenentwtrfen zumindest die
Grenzen der Lander und auf einigen die grof3en Flisse zu erganzen, ggf. auch
groRere Mal3stabe zu wahlen.

Zudem wird vorgeschlagen, die Karten jeweils zu ergdnzen mit Darstellungen von
Sensivitaten/Vulnerabilitaten bezogen auf die Raumtypen.

Der Schutz von Natur und Umwelt stellt keine ,Nutzung® dar und kann deswegen
nicht in den Begriff ,Nutzungskonflikte integriert werden. Vielmehr ist der Schutz
von Natur und Umwelt Grundvoraussetzung dafur, dass nachhaltige Nutzungen erst
moglich werden.

Die Leitbilder sollten als gesamtplanerische Leitbilder unter entscheidender Mitwir-
kung der Fachplanungen in die entsprechenden Landesentwicklungsplane, Regio-
nalentwicklungspléne und letztendlich auch in die Flachennutzungsplane umgesetzt
werden, um schlief3lich auch realisiert zu werden. Sofern die Raumordnung in ihren
Leitbildern originar einen eigenen Datenbedarf verursacht, sollte sie diesen auch
unter Mitwirkung verwandter Fachplanungen selbst ermitteln.

Nur wenn die Leitbilder auf den Grundsatzen und Prinzipien der relevanten
Fachpolitiken aufbauen, was bisher unter Okologieaspekten nicht der Fall ist, kann
erwartet werden, dass sie von den Fachpolitiken umgesetzt werden.



2. Zu den einzelnen Ziffern des Entwurfes

Zu 0. ,Einleitung®, Ziffer 5:

Im Hinblick auf die ,enger werdenden finanziellen Handlungsspielrdumen® sollte
auch die Reduzierung von Infrastrukturkosten durch Wiedernutzung bereits
erschlossener Flachen genannt werden.

Zu 0. ,Einleitung®, Ziffer 8:

In Verbindung mit Hochwasserschutz ist auch der Ausbau von Kooperationen ein

Thema. Daher sollte folgender Satz erganzt werden:

»Zur Vermeidung bzw. Reduzierung von Nutzungskonflikten sind die erforderlichen
Flachen fur den Hochwasserschutz frihzeitig bei raumordnerischen Planungen zu
bertcksichtigen. Auf Hochwasserschutz wird bei den Gliederungspunkten 3.2 und
3.6 weiter eingegangen.”

Zu 1.1 ,Metropolregionen weiterentwickeln®:

Eine Umverteilungsdiskussion von den landlichen/strukturschwachen Raumen hin
zu wirtschaftsstarken Metropolregionen sollte vermieden werden (vgl. Ziel der
~gleichwertigen Lebensverhéltnisse” etc.). Daher wird vorgeschlagen, im ersten Tiret
der Handlungsanséatze (Seite 6) die letzten drei Wérter ,und bei Strukturfonds-
Instrumenten*” zu streichen.

Zu 1.3 ,Raume mit besonderem strukturellen Handlungsbedarf unterstitzen*:

Mit den formulierten Handlungsanséatzen konnen die beschriebenen Disparitaten in
den landlichen Raumen, die durch den Riickgang bestimmter Produktionszweige
betroffen sind, nicht behoben werden. Die Ansiedlung von zukunftsweisenden Wirt-
schaftsbranchen auf den bestehenden Brachflachen (einschliel3lich der Leerstande)
ist zu aktivieren. Eine Starkung zentraler Orte ist nur dann sinnvoll, wenn die Um-
landgemeinden dadurch nicht strukturell geschwécht werden, wie es derzeit der Fall
ist. Es bleibt unklar, mit welchen Stabilisierungsstrategien TeilrAume wirtschaftlich
gestarkt werden sollen.

Zu 1.4 Kuisten- und Meeresrdume nachhaltig nutzen®:

Der Abschnitt 1.4 ist dem Kapitel 1 ,Wettbewerbsfahigkeit starken“ zugeordnet und
zeigt, dass laut der Leitplanung der Meeres- und Kistenraum hauptséachlich zur He-
bung wirtschaftlicher Potentiale genutzt werden soll, auch wenn die Nachhaltigkeit
der Nutzung und der Planung in diesem Kontext mit angesprochen wird. Dass dieser
Raum aber hohen rechtlichen Schutzerfordernissen unterliegt und wichtige Okosys-
temdienstleistungen aufweist, sollte dringend mit eingestellt werden.

Die abgeleiteten Handlungsansatze lassen nicht erkennen, dass die in der tatsachli-
chen politischen und planerischen Praxis befindliche Umsetzung der europaischen
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) bertcksichtigt wird. Die MSRL definiert
die nachhaltige Nutzung des Meeres im Art. 1, 3.

Auch die in den Handlungsansatzen des Leitbildes geforderte Entwicklung eines
transnationalen Handlungsansatzes ist in der MSRL durch den Art. 6 fest verankert,
in dem die regionale Zusammenarbeit definiert wird und auch schon auf vorhande-
ne, regionale Kooperationsstrukturen verwiesen wird (z. B. auf regionale Meeres-
schutzubereinkommen wie das OSPAR-Abkommen fir den Nordostatlantik). Die
Entwicklung des Meeresraumes hin zu einem guten Umweltzustand soll durch ein
MalRnahmenprogramm festgelegt werden, das zurzeit entwickelt wird. Weil viele
Belastungen aus dem Binnenland resultieren, missen Maflinahmen auch dort, beim




Verursacher, implementiert werden, so dass die MSRL auch weit tGber ihren eigentli-
chen Anwendungsbereich hinaus, Wirkung entfaltet. Mitbestimmung als Handlungs-
ansatz ist ebenfalls in der MSRL Uber Art. 19 fest verankert.

Deshalb sollte der erste Handlungsansatz wie folgt erganzt werden: ,unter Berick-
sichtigung der Meeresstrategie- und der Wasser-Rahmenrichtlinie®.

Die explizite Forderung der MKRO, einen transnationalen maritimen Raumord-
nungsansatz zu entwickeln, liefert der EU-Kommission weitere Argumente, eine
Richtlinienkompetenz fir die maritime Raumordnung einzufordern. Das war und ist
nicht im Interesse der Bundesrepublik Deutschland und sollte daher nicht unterstitzt
werden. Im Zuge der Umsetzung der MSRL finden entsprechende Abstimmungen
derzeit statt. Fur die niedersachsischen Meeresgebiete der Nordsee erfolgen dari-
ber hinaus mit dem Nachbarland Niederlande regelmaliig transnationale Abstim-
mungen uber die hierflr eingerichteten internationalen Gremien, so dass ein beson-
derer Handlungsbedarf nicht gesehen wird.

Die Forderung der MKRO ,Anwendung des auf dem Nachhaltigkeitsprinzip basieren-
den Integrierten Kiistenzonenmanagements’ (IKZM) als informelles Instrument” wird
unterstutzt.

Zu 1.5 ,Infrastrukturanbindung und Mobilitéat sichern®:
Die Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme (3.4) und der demografische
Wandel (Folgekosten/Steuerlasten) sollten hier schon angesprochen werden.

Zur Karte ,Wettbewerbsfahigkeit starken*:

Hier kann die Auswahl der dargestellten ,Radume mit besonderem strukturellen
Handlungsbedarf* nicht nachvollzogen werden: Speziell wie der stidwestliche Raum
Nordrhein-Westfalens (Bergisches Land, Sauer- und Siegerland) gegentber dem
ostwestfalischen Raum bewertet wird.




Zu 2 ,Daseinsvorsorge sichern*:

In Bezug auf die Daseinsvorsorge und den demographischen Wandel sind auch
die Auswirkungen auf die Angebote vor allem der 6ffentlich-rechtlichen Entsor-
gungstrager bzgl. Abfallsammlung und -entsorgung sowie der Wasserwirtschaft bei
geringer werdender Siedlungsdichte zu bertcksichtigen.

Die Qualitat der Daseinsvorsorge wird genauso bedeutsam werden wie deren
Folgekosten/Steuerlasten (als Standortfaktoren). Daher sollte die Systemvielfalt
genutzt werden.

Probleme und Lésungsanséatze fir eine multikulturelle Gesellschaft miussten
ebenfalls thematisiert werden.

Zu 2.1 Zentrale-Orte-System konsequent anwenden®:

l. V. m. dem Zentrale-Orte-System sollte die Forderung gestellt werden, dass dieses
System der Sicherung gleichwertiger Lebensverhéltnisse und Entwicklungschancen
auch aul3erhalb der Zentralen Orte dienen muss und nicht negative Synergieeffekte
in den anderen Orten hervorrufen und beschleunigen darf.

Zu 2.2 ,Kooperationen ausbauen*:

Im Zusammenhang mit der ,interkommunalen Zusammenarbeit” sollte auch eine
starkere Arbeitsteilung ggf. mit gegenseitigem finanziellem Ausgleich angesprochen
werden. Ein interkommunales Gewerbegebiet im Grenzbereich mehrerer landlicher
Kommunen ware hingegen eher kontraproduktiv.

Zu 2.3 ,Versorgung dunn besiedelter landlicher RGume sichern®:

Bei der Daseinsvorsorge im landlichen Raum wird eine ,Flexibilisierung von fachpoli-
tischen Standards” angesprochen, es bleibt aber unklar, was konkret damit gemeint
ist.

Zu 2.4 Erreichbarkeit sichern*:

Die Qualitat des offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) sollte nicht nur auf dem
jetzigen Stand erhalten, sondern grundsatzlich erheblich verbessert werden. Ein
Ausbau des OPNV tragt unter anderem auch dazu bei, die Umweltbelastungen in
Ballungsrdumen zu verringern, indem weniger der Individualverkehr in Anspruch
genommen wird. Eine wesentliche Starkung des OPNV hat positive Auswirkungen
auf die Reduzierung des Flachenverbrauchs, des Klimawandels und weiterer
Umweltfaktoren.




Zu 3. ,Raumnutzung steuern®:

Bei Gliederungspunkt 3 sollte auf Land- und Forstwirtschaft mit dem Ziel des Erhalts
dieser Flachennutzungen und der vielfaltigen Funktionen und Ziele von Land- und
Forstwirtschaft eingegangen werden.

Zu 3.1 ,Raumliche Nutzungskonflikte minimieren*:

Aufwandigere Verfahren sind nicht unbedingt die Losung fir die Minimierung raumli-
cher Nutzungskonflikte. Unvertretbar hoher Verwaltungsaufwand kann durch die
Nachteile fur Transparenz und Effizienz, die Vorteile einer breiten Beteiligung
aufheben oder sogar Ubertreffen.

AuRerdem missen Hochwasservorsorge und Hochwasserschutz mehr Eingang in
Siedlungsentwicklung und Raumnutzung finden. Deshalb wird folgende Erganzung
vorgeschlagen: ,Durch angepasste Landnutzungen und den Schutz vor vermeidba-
ren Beeintrachtigungen werden die nachhaltige Sicherung der natirlichen Lebens-
grundlagen, die langfristige Nutzbarkeit der natirlichen Ressourcen (Boden,
Wasser, Luft, biologische Vielfalt) und damit die Lebensqualitdt und Versorgung der
Bevolkerung auch fur zukinftige Generationen gewahrleistet.”

Zu 3.2 ,GroRrdumige Freiraumverbinde schaffen®:

Die Bedeutung des Naturhaushaltes und seiner Stabilisierung sollte hervorgehoben
werden, ebenso der Zusammenhang mit Klimawandel und weltweiter Zerstérung
leistungsfahiger Ausgleichsraume.

Bei der Entwicklung von Grunverbindungen wird ausschlief3lich auf die Erfordernisse
des Biotopverbundes und der Biodiversitat eingegangen. An diese Stelle gehéren
aber genauso die Beriicksichtigung und der nachhaltige Schutz von Gebieten mit
wertvollen Boden.

Die Handlungsansatze werden begriuf3t. Die Einbeziehung und Darstellung von
gro3raumigen Kompensationsflachen in Raumordnungsplanen (z. B. Regionalpla-
nen) erscheint allerdings schwierig, weil in diesem Verfahrenstand die Fragen des
Kompensationsumfanges und der Flachenverfiigbarkeit meist noch nicht geklart
sind.

Wichtig ist der Ansatz, dass Freiraume auch wieder zuriick gewonnen werden,
unter anderem bei freiwerdenden militarischen Liegenschaften im Aul3enbereich.
Die Formulierung des Satzes 3 sollte aussagekraftiger sein und nicht mit
.gegebenenfalls* abgeschwacht werden.

Unter Bertcksichtigung des Beschlusses der Sonder-UMK Hochwasser am
02.09.2013 (insbesondere der Ziffer 4) sollte Satz 3 wie folgt formuliert werden:
.Freirdume sollen hier auch zurtick gewonnen werden, um durchgangige
Grunverbindungen zu entwickeln und auf3erdem in Uberflutungsgefahrdeten
Gebieten die Schadenspotentiale zu mindern.”

Im 1. Tiret der Handlungsanséatze sollte vor dem Wort ,Freiraumverbanden” das
Wort ,regionalen” eingeftigt und in der Klammer vor dem Wort ,naturschutzfachlich®
das Wort ,umweltfachlich,” ergdnzt werden. Aus Sicht der UMK lassen sich Frei-
raumverbinde nur im regionalen Planungsmalf3stab sinnvoll planen und umsetzen.



Fur das 2. Tiret der Handlungsansatze wird folgende Formulierung vorgeschlagen:
»Einbeziehung der Erfordernisse des Biotopverbundes, der Biodiversitat, des Ge-
wasserschutzes, der grol3raumigen Kompensation, der Malinahmen des Hochwas-
serschutzes, wie Deichriickverlegung und Schaffung von Flutungspoldern, sowie
vorbeugender MalRnahmen zur Bewaltigung des Klimawandels, wie z. B. Frischluft-
korridore und klimatische Ausgleichsraume, in Raumordnungsplane*.

Zu 3.3 ,Kulturlandschaften gestalten®:

Da auch Deponien typische Anlagen des Aul3enbereichs sind, die vertraglich in die
Kulturlandschaft integriert werden missen, sollte Satz 3 wie folgt erganzt werden
(s. Unterstreichungen): ,Nutzungen im Auf3enbereich, wie erneuerbare Energien,
Rohstoffabbau, Netzausbau, Deponien sowie sonstige technische Anlagen, sollen
vertraglich in die Kulturlandschaften integriert werden. Zu geringe Deponiekapazita-
ten gefahrden die Ziele der regionalen Entwicklung.”.

Die vertragliche Integration von (neuen) Nutzungen im Aul3enbereich in die Kultur-
landschaft sowie deren Erhaltung und behutsame Weiterentwicklung werden als
zentrale Herausforderung bei der Umsetzung der Energiewende gesehen.

Der Handlungsansatz ,,Zeichnung der Europaischen Landschaftskonvention durch
Deutschland* ist seitens der Lander und der Bundesregierung bisher abgelehnt wor-
den, welil wesentliche Impulse fir den Umwelt- und Naturschutz durch den ECL
nicht erwartet und daraus maoglicherweise entstehende Verpflichtungen beflirchtet
wurden. Insbesondere die Landschaftsschutz-, Heimat- und Planerverbéande fordern
hingegen die Unterzeichnung der Konvention, auch im Hinblick auf die Vorbildfunk-
tion Deutschlands in Europa.

Zu 3.4 Flachenneuinanspruchnahme reduzieren*:

Die Erreichbarkeit des ,30-ha-bis-2020“-Zieles der Bundesregierung ist derzeit nicht
erkennbar. Deswegen kann es nicht dabei bleiben, diesem Ziel im Entwurf der
MKRO nur eine untergeordnete Rolle einzurdumen. Es misste vielmehr in den
Vordergrund gertckt werden.

Die UMK hat bereits im Juni 2012 hervorgehoben, dass

- die zum Teil inkonsequente Anwendung bereits existierender wirksamer Pla-
nungsinstrumente,

- die nur bedingte Wirksamkeit gesetzlicher Vorgaben, z. B. durch Abweichungs-
maoglichkeiten im Rahmen der kommunalen Abwagung,

- fehlende konkrete und justiziable Vorgaben zum Vorrang der Innenentwicklung in
der Flachennutzungsplanung,

- die interkommunale Konkurrenz um Einwohner und Gewerbe in Verbindung mit
zurickhaltender Bereitschaft zur interkommunalen Zusammenarbeit und

- mangelnde oder gar gegengerichtete 6konomische Anreize zum sparsamen
Umgang mit Flache im Bereich des Steuerrechts

Hemmnisse fur eine Reduzierung der Flacheninanspruchnahme darstellen. Das

musste beim Leitbild und den Handlungsansatzen mehr bertcksichtigt werden.

Fur die Starkung der Innenentwicklung sind
- ein effizientes Flachenmanagement,
- die Kostentransparenz fur Baulandentwicklungen,



- eine fortgesetzte Bewusstseinsbildung und zielgerichtete Kommunikation und
- eine Verbesserung der Rahmenbedingungen fir die Innenentwicklung
unabdingbar und im Leitbild zu beriicksichtigen.

Sogar Aspekte des Gemeinsamen Positionspapiers der Ad-hoc-AG der Agrar-,
Bau-, Finanz-, Innen-, Raumordnungs- und Umweltministerkonferenz sowie des
Bundesumwelt- und Bundeslandwirtschaftsministeriums, die als unstrittig zu
bezeichnen sind, werden im Leitbildentwurf nur undeutlich reflektiert und bedurfen
vielfach der Interpretation.

Flacheninanspruchnahme bedeutet immer irreversiblen Verlust eines Bodendkosys-
tems als Lebensraum fur Biotope, als Wasser- und Nahrstoffspeicher, als Puffer und
Filter, als Grundlage fur unsere Ernahrung und vieles mehr. Deshalb ist grundsatz-
lich ein bodenschutzfachlicher Ausgleich bzw. eine bodenschutzfachliche Kompen-
sation in Form der Entsiegelung und der Wiederherstellung der Bodenfunktionen ftr
eine Neuversiegelung von Boden zu fordern.

Notwendige Anderungen des BauGB konnen zwar nicht im Einzelnen genannt
werden, aber ,Konkretisierung von Vorschriften und Planungsinstrumenten* ist sehr
abstrakt gehalten.

Fur die kommunale Bauleitplanung sind konkretere Vorgaben nétig und bei Pla-
nungsverfahren im Bauwesen (Siedlung, Verkehr) bedarf es starkerer Gewichtung
auf die Stabilisierung des gesamten Naturhaushaltes.

Es ist nicht ausreichend, bei diesem Gliederungspunkt nur die verstarkte Nutzung
vorhandener Instrumente zur Starkung der Innenentwicklung zu fordern. U. a. in
dem Positionspapier der Ad-hoc-AG der Fachministerkonferenzen und des Bundes,
wurden Vorschlage fur weitere MalRnahmen und Instrumente unterbreitet, deren
Umsetzung zur Starkung der Innenentwicklung mit dem Ziel der Minderung der
Neuinanspruchnahme von Flache anzustreben ist. Im zweiten Satz sind daher hinter
dem Wort ,vorhandene” die Worter ,sowie neue”“ zu erganzen.

AulR3erdem sollte nach Satz 2 eingefligt werden: ,In einem Gemeinsamen Positions-
papier der Ad-Hoc-Arbeitsgruppe der Agrar-, Bau-, Finanz-, Innen-, Raumordnungs-
und Umweltministerkonferenz sowie des Bundesumwelt- und Bundeslandwirt-
schaftsministeriums vom 19.09.2012 wurden ,Konkrete Handlungsvorschlage zur
Reduzierung der Flacheninanspruchnahme* erarbeitet. Darauf beruhen auch
folgende Handlungsanséatze:“.

Warum im 2. Tiret der Handlungsansatze als Ziel nur ,bei Infrastrukturmal3nahmen*
genannt wird, ist nicht nachzuvollziehen.

Problematisch erscheint, dass einige der im Entwurf der MKRO dargestellten Leitbil-
der tatsachlich eine zusétzliche Flacheninanspruchnahme bedingen, z.B. der Aus-
bau von Logistikstandorten oder die Schaffung von Versorgungsstrukturen. Bei rick-
laufiger Bevolkerung und damit verbundenem Ruckgang der Siedlungsdichte fuhrt
eine Ausweitung der Siedlungs- und Verkehrsflachen zu gravierenden finanziellen
Auswirkungen fur den Unterhalt der Infrastrukturen und erschwert zudem die not-
wendige Innenentwicklung zum Erhalt funktionsfahiger und attraktiver Ortszentren.
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Zu 3.5 ,Ausbau der erneuerbaren Energien und der Netze steuern®:

In diesem Kapitel sollte insbesondere im Zusammenhang mit dem Ausbau der
Erneuerbaren Energien auch das Thema Energiespeicher angesprochen werden.
Deswegen konnte Satz 2 wie folgt formuliert werden (Ergéanzung unterstrichen): ,Die
Stromibertragungs- und -verteilnetze sowie Stromspeicherkapazitdten, die der
veranderten Erzeugungsstruktur ...*".

Zu 3.6 ,Raumliche Strukturen an den Klimawandel anpassen*:

Vor dem Hintergrund der jingst in Deutschland abgelaufenen Hochwasserereignis-
se hat die Sonder-UMK Hochwasser am 02.09.13 u. a. die Erarbeitung eines Natio-
nalen Hochwasserschutzprogramms beschlossen. Ein Schwerpunkt dieses Pro-
gramms soll auf Uberregionalen Mal3hahmen zur Gewinnung von Rickhalterdumen
mit signifikanter Wirkung auf die Hochwasserscheitel liegen. Durch die schon be-
stehende Nutzung dieser potenziellen Rickhalteraume entstehen unvermeidlich
Nutzungskonflikte, die raumordnerisch gelost werden missen, damit die Ziele des
Programms erreicht werden konnen. Die Mal3nahmen bilden zudem einen wichtigen
Baustein der umfassenden Risikomanagementplanung nach der EU-Hochwasserri-
sikomanagement-Richtlinie. Die UMK sieht daher die Notwendigkeit, dem Hochwas-
serschutz Prioritat bei der Flachennutzung einzurdumen. Angesichts dieser planeri-
schen Herausforderungen ist es erforderlich, das Hochwasserrisikomanagement
und insbesondere das Nationale Hochwasserschutzprogramm als raumordneri-
sches Thema mit eigenen Handlungsansétzen in den Leitbildentwurf aufzunehmen.
Folglich sollten die Kapiteliberschrift umbenannt werden in ,Radumliche Strukturen
an den Hochwasserschutz und den Klimawandel anpassen” sowie die Handlungs-
ansatze im obigen Sinne Uberarbeitet werden. Zu letzterem gehort auch dass Ge-
biete, die durch Hochwasser gefahrdet sind, kiinftig von weiterer Bebauung freige-
halten werden missen. Dies gilt insbesondere in Hochwasser-Risikogebieten, die
von den Landern bestimmt worden sind.

Im Hinblick auf die Anpassung an den Klimawandel sollte nicht nur auf ,Naturgewal-
ten, insbesondere Hochwasser” eingegangen werden. Zumindest kdnnte auch noch
der Aspekt ,,Uberhitzung/bioklimatische Belastung* aufgefiihrt werden, indem folgen-
der letzter Satz angefugt wird: ,In Gebieten, die von Veranderungen des Klimas be-
sonders betroffen sind, z. B. durch innerstadtische Uberhitzung oder Veranderungen
touristischer Rahmenbedingungen, sind Strategien zur Entwicklung und Risikovor-
sorge zu erarbeiten.”

Der Bodenschutz wird weder bei der Sicherung der CO,-Senken (dabei handelt es
sich vorrangig um Moorbéden), noch bei der Entwicklung von FreirAumen mit
klimatischer Ausgleichsfunktion erwéahnt.

Entsiegelung und Wiederherstellung der Bodenfunktionen (insbesondere Puffer-,
Filter- und Wasserspeicherfunktion) als Grundlage fur die Grundwasserneubildung
und das Abfangen von Starkregenereignissen sind ein unentbehrlicher Bestandteil
des Hochwasserschutzes.

Dartber hinaus findet auch die Reduzierung der Winderosion insbesondere auf
ackerbaulich genutzten Flachen als Handlungsansatz keine Aufmerksamkeit.
Winderosion fuhrt zum Verlust der organischen Bodensubstanz mit chronischen
Folgen fur Saatgut und jungen Pflanzen. Bodenverwehungen fiihren nachweislich
zur Eutrophierung von Gewassern und sensiblen Landdkosystemen.
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Im vierten Satz sind nach dem Wort ,Risikovorsorge” sind die Warter ,unter Bertick-
sichtigung der Vorgaben der Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie* und im
funften Satz nach dem Wort ,hinweg”“ die Worter ,,auf der Grundlage nationaler und
internationaler Hochwasserschutzprogramme* einzufiigen.

Bei den Handlungsansatzen sollte auch der ,Biotopverbund“ als Anpassungs-
strategie genannt werden.

Das vierte Tiret der Handlungsanséatze sollte um den Aspekt der Vermeidung von
Nutzungskonflikten mit der Grundwasserbewirtschaftung erganzt werden.

Zu 3.7 ,Nutzung von Bodenschéatzen und sonstige unterirdische Nutzungen
nachhaltig steuern*®:

Im 2. Absatz sollte vor dem letzten Satz folgender Text eingefligt werden: ,Die
Suche und Auswahl von Standorten fur die Entsorgung radioaktiver Abfalle und
deren Endlagerung in tiefen geologischen Formationen stellt ein Politikfeld mit
hohem gesellschaftlichem Konfliktpotential dar.".

Grundsatzlich ist das Einfligen einer ,Raumordnungsklausel” ins Bergrecht ein
interessanter Ansatz. Bei den aufgefiihrten Nutzungen ist zu beriicksichtigen, dass
diese, bis auf oberirdische Abgrabungen, nur geringe Auswirkungen bzw. Flachen-
inanspruchnahme an der Oberflache haben, sondern stockwerksgebundene Aus-
wirkungen im tieferen Untergrund entfalten. Fur eine unterirdische Raumplanung
waren umfangliche Daten Uber den geologischen Aufbau des Untergrundes, seine
physikalischen und chemischen Eigenschaften sowie tber die dort ablaufenden
naturlichen und anthropogen verursachten Prozesse erforderlich. Es missten Ziele
formuliert werden, welche Merkmale des Untergrundes fur die Aufgabe in welcher
Glute notwendig sind; die Entwicklung bzw. Weiterentwicklung der Erkundungstech-
nologie musste darauf ausgerichtet und Bewertungskriterien mussten festgelegt
werden. Eine 3 D-Untergrundraumplanung sowie rechtsverbindliche Karten mit
Tiefenbezug waren dafir zu entwickeln. Dies alles wére allerdings mit hohen
Kosten und viel Zeitaufwand verbunden.

Die Forderung nach regionalen Konzepten zur Rekultivierung wird kritisch gesehen,
da kein Handlungsbedarf, speziell auf regionaler Ebene, gesehen wird. Denn
gravierende Probleme gibt es nicht.

Zur Karte ,Raumnutzung steuern* bzw. diesbeztiglichen Erlduterungen auf Seiten
26/27:

Bei der Karte ,Raumnutzung steuern“ werden die Stromtrassen widersprtchlich und
unsystematisch dargestellt, weil nur BBPIG-Vorhaben, nicht jedoch die des EnLAG
aufgefuhrt sind. Das fuhrt zu widersprichlichen Ergebnissen. Z.B. ware ein bloRRer
60 km Leiterseiltausch an bestehenden Masten in Nordrhein-Westfalen raumrele-
vant, hingegen wird die TEN-E-VO gemeldete Anbindung an die Niederlande als
neue 380 kV-Trasse (nach EnLAG) gar nicht beriicksichtigt. Ebenso streitig kann
die Raumrelevanz der Alegro-Belgien-Verbindung bei Vollverkabelung sein, da we-
gen dessen BBPIG Pilotstatus kein Raumordnungsverfahren erforderlich ist.
Folglich ist deren Eintragung in die Karte ,Raumnutzung steuern® irritierend.
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Deshalb wird vorgeschlagen, in diese Darstellung ,Raumnutzung steuern“ EnLAG-
Projekte bei Neubau in neuen Trassen entsprechend aktuellem Monitoring-Stand
aufgenommen, hingegen BBPIG-Projekte der blo3en Netzoptimierung und das
Pilotprojekt Alegro dort herausgenommen werden.

Neben den bedeutenden Grundwasservorkommen sollten auch grél3ere Wasser-
schutzgebiete aufgenommen werden.

Ferner sollten in der Karte die Natura 2000-Flachenkulisse berilicksichtigt werden,
da es sich hierbei um ein européaisches Netz handelt, fir das Deutschland eine
besondere Verantwortung tragt.

Ebenso sollte das Thema ,Marine Landschaften schutzen und nachhaltig nutzen*
auf jeden Fall Aussagen zu den Natura 2000-Schutzgebieten enthalten, aber auch
darstellen, welche Auswirkungen die in der Raumordnung im Meer umfassend Uber-
planten Flachen auf die marine Umwelt haben und welche Schutzanforderungen
aulRerhalb von Natura 2000-Gebieten bestehen.

Zudem ist zu beachten, dass die verwendeten Kulissen der Naturparke gemafR § 27
Absatz 1 Nummer 4 BNatSchG nach den Erfordernissen der Raumordnung fir
Erholung vorgesehen sind und damit im Schutzstatus nicht den Nationalparken
gleichgestellt werden kénnen.

Die Ausweisung von Regionen mit Potenzial fir extensive Land- und Forstwirtschaft
sowie Tourismus ist nicht nachvollziehbar, da grundsatzlich das Leitbild einer
multifunktionalen, nachhaltigen Forstwirtschaft verfolgt werden sollte.

Die Legende zum Kartenentwurf enthalt die Erklarung ,Vorbeugender Hochwasser-
schutz in Flusskorridoren®, die um den Halbsatz ,, , in denen die Uberschwemmungs-
gebiete von Bebauung freizuhalten sind“ erganzt werden sollte.



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

TOP 11: Reduzierung der durch Siedlungs- und Verkehrsvorha-

ben ausgeldsten Flachenneuinanspruchnahme

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz greift den Beschluss des Staatssekretarsaus-
schusses fur nachhaltige Entwicklung vom 08.04.2013 auf und betont das Er-
fordernis, die Vorschlage zur Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme
umgehend gemeinsam weiterzuentwickeln. In diesem Zusammenhang be-
durfen auch HochwasserschutzmafRnahmen, Versickerungs- und Wasser-
speicherfahigkeit von Boden und deren Nutzung zukinftig verstarkte Beach-

tung.

2. Um dem Grundsatz der Innen- vor Au3enentwicklung entsprechend § 1 Ab-
satz 5 Satz 3 BauGB Rechnung zu tragen, ist ein Monitoring der Flachenin-
anspruchnahme (z. B. Erfassung von Brachflachen im Innenbereich, aber
auch Baulticken) erforderlich, wofiir sich die Nutzung von Geoinformations-
systemen (GIS) anbietet. Optionale ,Baulandkataster* der Kommunen im
Sinne des 8§ 200 Absatz 3 BauGB bilden das 0. g. Spektrum nur unzu-
reichend ab. Aufbauend auf der vorhandenen Geodateninfrastruktur der
Lander konnen digitale Flacheninformationen verkntipft, fir Planungen ver-
wendet und einem breiten Nutzerkreis zur Verfiigung gestellt werden. Die
Umweltministerkonferenz begri3t daher entsprechende Forschungsinitiati-
ven des Bundes zur Erfassung von Innenentwicklungspotentialen (IEP). Da
es bislang an geeigneten flachendeckenden Daten mangelt, hat das Bundes-
institut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im September 2013 eine
entsprechende Studie in Auftrag gegeben. In enger Abstimmung mit der Ar-
beitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Lander (AdV) soll un-
tersucht werden, ob und wie IEP-Flachen in den Grunddatenbestand des
Amtlichen Liegenschaftskataster-Informationssystems (ALKIS®) tibernom-
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men werden kénnen. Der Bund wird gebeten, der Umweltministerkonferenz

Uber die Ergebnisse der Studie zu berichten.
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TOP 12: Umweltbildung/Bildung fir nachhaltige Entwicklung

fordern

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz wiederholt ihre Auffassung, dass die in der UN-
Dekade ,Bildung fur nachhaltige Entwicklung“ (BNE) angestoRenen Aktivita-
ten auch in den kommenden Jahren verstetigt und ausgebaut werden sollten.
Sie begruf3t daher, dass bei der UN-Generalversammlung im Herbst 2014 im
Anschluss an die UN-Dekade ein Weltaktionsprogramm fir BNE ausgerufen

werden soll.

2. Im Zuge der Ausgestaltung dieses Weltaktionsprogramms in Deutschland ist
die Weiterentwicklung von Qualitatsstandards fiir Angebote der BNE von be-

sonderer Bedeutung.

3. Zur Koordinierung der bundesweiten BNE-Aktivitdten sind an die Ausgestal-
tung des Weltaktionsprogramms angepasste Strukturen erforderlich. Die
Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander bitten
den Bund, anl&sslich der fur 2014 bereits beschlossenen UMK-Befassung
Uber die geplante Organisations- und Koordinierungsstruktur und deren Fi-

nanzierung zu berichten.



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

TOP 13: Flugroutenfestlegung und UVP-Pflicht

Beschluss:

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der LaAnder nehmen
den Bericht des Bundes zur Kenntnis. Sie bitten den Bund, Gber die Position und
die geplante Abstimmung der Bundesregierung zu dem Vorschlag des Umwelt-
ausschusses des Europaischen Parlaments und der anschlie3enden parlamenta-
rischen Beratung zur Regelung einer Pflicht zur Umweltvertraglichkeitsprifung

(UVP) von Flugrouten zu informieren.
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TOP 14: Luftverkehrskonzept fur Deutschland

Beschluss:

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander fordern
die Bundesregierung auf, zusammen mit den Landern ein Luftverkehrskonzept zu
erarbeiten, das die Belange des Umwelt- und Gesundheitsschutzes, insbesondere
des Larmschutzes, angemessen berlcksichtigt und die Belastungen durch den
Luftverkehr deutlich vermindert.

Protokollerkldrung des Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit sowie der Lander Baden-Wirttemberqg, Brandenburq,

Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,

Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein:

Da es mittlerweile gesicherte Erkenntnisse zu den negativen gesundheitlichen
Folgen insbesondere des nachtlichen Fluglarms gibt, sollte der Larmschutz als
Belang des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes in diesem Konzept eine wich-

tige Rolle spielen.
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TOP 15: Verringerung des Schienenverkehrslarms

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten die Bundesregierung, durch eine Ergdnzung der 16. BImSchV und der
Richtlinie zur Férderung von MalRBhahmen zur Larmsanierung an bestehen-
den Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes sicherzustellen, dass ein
Spitzenwertkriterium (Aufwachreaktionen) bei der Betrachtung des Nachtzeit-

raums bericksichtigt wird.

2. Die Umweltministerkonferenz bittet ihren Vorsitzenden, den vorstehenden
Beschluss der Verkehrsministerkonferenz mit der Bitte um Befassung und

Unterstitzung zu Ubermitteln.
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TOP 16: Eckpunkte zur Verbesserung des Larmschutzes in
Deutschland unter Darstellung der Position der

Verkehrsseite

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz nimmt das Eckpunktepapier und den Bericht
der LAI Uber die Einbeziehung der Verkehrsseite zur Kenntnis und stimmt ei-
ner Veroffentlichung der Eckpunkte und des Berichtes Uber die Einbeziehung

der Verkehrsseite durch die LAI zu.

2. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass durch den von Bundestag und
Bundesrat beschlossenen Wegfall des Schienenbonus und durch die Zuwei-
sung der Zustandigkeit der bundesweiten Larmaktionsplanung an Schienen-
wegen des Bundes an das Eisenbahnbundesamt bereits zwei wichtige recht-
liche Voraussetzungen zur Verbesserung des Schutzes gegen Verkehrslarm

erreicht wurden.

3. Die Umweltministerkonferenz regt an, dass die Lander weiterhin Initiativen in
den Bundesrat einbringen, um die Forderungen des Eckpunktepapiers um-

zusetzen.

4. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten das BMU, sich innerhalb der Bundesregierung fur die zeithahe Umset-

zung des Eckpunktepapiers einzusetzen.

5. Die Umweltministerkonferenz bittet ihren Vorsitzenden, das Eckpunktepapier,
den Bericht und den Beschluss der Umweltministerkonferenz an den Vorsit-
zenden der Verkehrsministerkonferenz mit der Bitte zu senden, dass die Mit-
glieder der VMK auf dieser Grundlage ebenfalls fir eine Verbesserung des

Schutzes gegen Verkehrslarm eintreten.
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TOP 17: Novelle der 32. BImSchV

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
begrif3en die Absicht des Bundes, mit der Novelle der 32. BImSchV eine
Regelung zu schaffen, die den Schutz der Nachbarschaft vor den Ge-
rauscheinwirkungen durch motorbetriebene Gerate und Maschinen im Freien

in Wohngebieten verbessert.

2. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
begrifRen, dass auf der Grundlage eines von der 75. Umweltministerkonfe-
renz (TOP 23 Nr. 3) erbetenen und mit den Landern abgestimmten Berichts
und entsprechend dem Beschluss der 77. Umweltministerkonferenz
(TOP 24 Nr. 1 und 2) der Schwerpunkt der Novelle der 32. BImSchV auf den
Larmproblemen von gebaudetechnischen Geraten (Klimagerate, Luft-
Warmepumpen etc.) liegt, die zunehmend in Wohngebieten verwendet wer-
den. Die inhaltlichen Regelungen sollten vollzugsfreundlich sein und auf das

Wesentliche beschrankt werden.

3. Um die notwendige Akzeptanz der betroffenen Wohnnachbarschaft fur diese
Anlagen zu schaffen, sollten wirksame Anforderungen an die gerauschmin-
dernde Aufstellung der Gerate und Maschinen formuliert werden, die dem
Vorsorgegedanken Rechnung tragen. Erheblichen Mehrbelastungen der Be-
treiber sollten vermieden werden. Die Umweltministerinnen, -minister,
-senatorin und -senatoren der Lander bitten den Bund, im weiteren Rechtset-
zungsverfahren die Novelle im Einzelnen mit den Landern noch unter fachli-

chen Aspekten abzustimmen.
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TOP 18: Ambitionierte Weiterentwicklung einer schadstoffarmen

Fahrzeugflotte

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass der EU-weit geltende gesund-
heitsbezogene Stickstoffdioxidgrenzwert im Jahr 2012 bundesweit erneut an
Uber der Halfte der verkehrsnahen Messstationen Uberschritten wurde, ob-
wohl im Rahmen von Luftreinhalteplanen eine Vielzahl von verkehrsbezoge-
nen Minderungsmaf3nahmen ergriffen und rund 50 Umweltzonen eingerichtet
wurden. Fir weitere, zur Einhaltung des Stickstoffdioxidgrenzwertes dringend
erforderliche Minderungen sind echte schadstoffarme Fahrzeuge, die nicht
nur auf dem Prufstand, sondern auch in der Realitat die anspruchsvolle Euro
6-Norm einhalten, notwendig.

2. Die Umweltministerkonferenz beobachtet mit Sorge, dass die im Aktionsplan
CARS 2020 vorgegebene Zeitplanung der EU fur die Einfihrung eines neuen
EU-weit verbindlichen Prifverfahrens bis zum Jahr 2017/18 nicht mit der
Fristsetzung der EU-Luftqualitatsrichtlinie harmoniert und es sogar Bestre-
bungen gibt, den Zeitplan aufzuweichen. Zugleich aber drangt die Europai-
sche Kommission auf die Einhaltung der Luftqualititsnormen und hat die An-
trage auf eine Verlangerung der Frist fur die Einhaltung des Stickstoffdioxid-

grenzwertes bis zum Jahr 2015 abgelehnt.

3. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten das Bundesumweltministerium, bei Verhandlungen zur Festlegung der
Modalitaten fir die Aufnahme des neuen Zyklus und Prifverfahrens in den
EU-Rechtsrahmen auf schnellstmdgliche Umsetzung hinzuwirken. Etwaigen
Bestrebungen, die Einfihrung noch weiter zu verzdgern, sollte unter Verweis

auf die EU-Luftqualitatsrichtlinie unbedingt entgegengewirkt werden.



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

Protokollerklarung der Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg,

Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen,

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:

Die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen,
Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein richten zudem an den Bundesum-
weltminister den Appell, den Anderungen der CO,-Verordnung fiir neue Pkw mit
dem 95 g CO,/km-Ziel fur das Jahr 2020 ohne zusatzliche Aufweichungen zuzu-
stimmen. Den fir den Klimaschutz dringend notwendigen technischen Innovatio-

nen im Automobilsektor muss endlich zum Durchbruch verholfen werden.
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TOP 19: Abluftreinigungsanlagen in Tierhaltungsanlagen

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
nehmen den Bericht des Bundes zur Kenntnis, dass fur grof3e Schweinehal-
tungsanlagen (gemafd Nr. 7.1.7.1, 7.1.8.1 und 7.1.9.1 des Anhangs zur
4. BImSchV) Abluftreinigungsanlagen dem Stand der Technik gemaf
§ 3 Absatz 6 BImSchG entsprechen.

2.  Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten den Bund, zur 83. Umweltministerkonferenz tber die Entwicklung des
Standes der Technik bei gro3en Schweinehaltungsanlagen unter Berticksich-
tigung des Gutachtens des KTBL und der Entwicklung von BVT-Merkblattern
auf europaischer Ebene sowie Uber die Weiterentwicklung des Standes der

Technik bei anderen Tierhaltungsanlagen zu berichten.

Protokollerkldrung der Freistaaten Bayern und Sachsen sowie des Landes

Sachsen-Anhalt:

Die Lander Freistaat Bayern, Freistaat Sachsen und Sachsen-Anhalt weisen da-
rauf hin, dass zur Beurteilung der wirtschaftlichen Vertretbarkeit von Abluftreini-
gungsanlagen in grol3en Schweinehaltungsanlagen zunachst die Ergebnisse des
Ifd. KTBL-Gutachtens sowie das einschlagige BVT-Merkblatt der EU zur ,Intensiv-
tierhaltung von Gefligel und Schweinen* abzuwarten sind und damit derzeit keine

abschlieBende Aussage zum Stand der Technik getroffen werden kann.
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TOP 20: Fortsetzung der Energiewende — Voraussetzung fur die

Erreichung der Klimaschutzziele

Beschluss:

Fir die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander ist die

Energiewende fur das Erreichen der Klimaschutzziele von zentraler Bedeutung.

Protokollerklarung der Lander Baden-Wiirttemberg, Berlin, Brandenburqg,

Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen,

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:

1. Die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bre-
men, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein fordern den Bund unter Be-
ricksichtigung der Beschliisse zu TOP 42 der 76. Umweltministerkonferenz,
zu TOP 30/34/35 und zu TOP 32 der 79. Umweltministerkonferenz auf, ener-
gisch den derzeitigen Fehlentwicklungen beim Klimaschutz, die sich u.a. im
weiteren weltweiten Anstieg und im Wiederanstieg der Treibhausgasemissio-

nen in Deutschland zeigen, zu begegnen.

2. Zu den vordringlichen Mal3Bhahmen gehéren eine Nachschéarfung des Emissi-
onshandels (vgl. TOP 22 — 24 der 80. UMK) sowie eine wirkungsvolle Umset-

zung der Energieeffizienzrichtlinie.

3. Die Energiewende in Deutschland muss aus nationalen (Strompreise; Versor-
gungssicherheit) und internationalen Grinden (Vorbildwirkung Deutschlands
beispielsweise vor dem Hintergrund gegenlaufiger Entwicklungen beim Bau
weiterer fossiler Kraftwerke weltweit und dem geplanten Neubau von zwei
Kernkraftwerken in Grol3britannien) fortgesetzt und zum Erfolg geftihrt wer-

den.



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

Die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bre-
men, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein sind der Uberzeugung,
dass die Klimaschutzziele nur unter Beachtung aller fiir die Energiewende
entscheidenden Energieformen des Endenergieverbrauchs, dem beschleunig-
ten Ausbau erneuerbarer Energien sowie mit verstarkten Anstrengungen zum
Energiesparen und zur Erhéhung der Energieeffizienz erreicht werden kon-

nen.

Die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bre-
men, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein fordern den Bund daher
auf, sein Energiekonzept aus dem Jahre 2010 im Sinne eines Handlungskon-

zepts unter Beteiligung der Lander fortzuschreiben.

Die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bre-
men, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein halten es fiir erforderlich,
die Ziele der Klimaschutz- und Energiewendepolitik Deutschlands in einem
Klimaschutzgesetz festzuschreiben.

Sie bitten die Bundesregierung dartber hinaus, ein Gesamtkonzept zur ver-
bindlichen Umsetzung der zur Zielerreichung erforderlichen Mal3nahmen ge-

meinsam mit den Landern zu entwickeln und umzusetzen.

Protokollerklarung der Lander Freistaat Sachsen, Sachsen-Anhalt und Frei-

staat Thiiringen:

Die Lander Freistaat Sachsen, Sachsen-Anhalt und Freistaat Thiringen halten es

fur erforderlich, in der Bundesrepublik Deutschland eine Gesamtkonzeption fur den

weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien zu entwickeln, die insbesondere die

langfristige Bezahlbarkeit im Blick hat.
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TOP 21, 22, 24: Reform des EEG

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz teilt die Grundiberzeugung, dass die erfolgrei-
che Gestaltung und Umsetzung der Energiewende von zentraler Bedeutung

fur den Lebensraum, das Klima und den Wirtschaftsstandort Deutschland ist.

2. Mit der Energiewende werden die Weichen fiir eine auf Dauer umweltvertrag-
liche, sichere, preisglnstige, verbraucherfreundliche und effiziente Energie-
versorgung gestellt. Allerdings weist die Transformation des Energieversor-
gungssystems gegenwartig deutliche Fehlentwicklungen auf, die einer zeit-
nahen Korrektur durch eine Reform relevanter energiewirtschaftlicher Rah-

mensetzungen bedtrfen.

3. Es besteht ein breiter gesellschaftlicher und politischer Konsens tber den
beschlossenen zeitnahen Ausstieg aus der Kernenergie sowie zur Senkung
der Treibhausgasemissionen durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien
und die Verbesserung der Energieeffizienz. Deutschland nimmt bei der
Energiewende eine internationale Vorreiterrolle ein. Die Energiewende stellt
die beteiligten Akteure einerseits vor grof3e Herausforderungen, er6ffnet an-

dererseits aber vielfaltige Zukunftschancen.

4. Die Energiewende ist in eine zwischen Bund und Landern koordinierte kon-
sistente Gesamtplanung einzubetten. Die europaische Perspektive ist bei der

Diskussion um die Energiewende mit zu bericksichtigen.

5. Nach Auffassung der Umweltministerkonferenz ist das Erneuerbare Energien
Gesetz (EEG) neben dem Treibhausgasemissionshandelsgesetz (TEHG)
und der Weiterentwicklung des Strommarktes einer der Eckpfeiler zur Um-

setzung der Energiewende und zum Schutz des Klimas.
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6. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
weisen darauf hin, dass parallel zur Neuausrichtung des EEG damit begon-
nen werden muss, ein zukunftsfahiges Strommarktdesign zu entwickeln, das
die Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit der Stromversorgung in

Deutschland sicherstellt.

Protokollerklarung des Landes Hessen:

Aus Sicht des Landes Hessen sind im Rahmen einer grundlegenden Reform des

EEG insbesondere die folgenden Punkte zu beriicksichtigen:

a. Die Darstellung eines zwischen Bund und Landern einvernehmlich festgeleg-
ten Ausbaukorridors fur Erneuerbare Energien.

b. Die Modifizierung des Einspeisevorrangs derart, dass Abschaltungen von EE-
Anlagen zur netzdienlichen Spitzenkappung in einem festzulegenden Rahmen
nicht mehr vergitet werden.

c. Die Anpassung des Umlagemechanismus fur die EEG-Umlage, die die Ab-
hangigkeit vom Boérsenpreis reduziert.

d. Die Ruckfuhrung der Ausnahmetatbestéande zur Befreiung von der EEG-
Umlage auf Unternehmen, die tatsachlich im internationalen Wettbewerb ste-
hen.

e. Die Anpassung der Vergutungshohe der verschiedenen Erneuerbaren Ener-
gietrager an die Kostenentwicklung, insbesondere auch Anpassung der Ver-
gutung der Windenergie an die Standortqualitat.

f. Die Fokussierung der Forderung auf die kostengunstigsten EE Windenergie
(Onshore) und Photovoltaik.

g. Die Biogasverstromung sollte als vergleichsweise kostenintensive Technik
ohne Aussichten auf Kostendegression in weit grol3erem Umfang als bisher
Systemverantwortung (u. a. Bereitstellung von Ausgleichs- und Regelenergie)
Ubernehmen. Die Férderung von Neuanlagen sollte daher starker auf die

Ubernahme dieser Aufgabe fokussiert werden.
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h. Die Offshore-Windenergie hat sich in den vergangenen Jahren als kostenin-
tensiver als ursprtinglich prognostiziert erwiesen. Auch der zuklnftig erforder-
liche Ubertragungsnetzausbau wird aller Voraussicht nach nicht in ausrei-
chender Geschwindigkeit erfolgen kdnnen, um der erhofften Ausbauge-
schwindigkeit der Offshore-Energie folgen zu kénnen. Die Ziele des Offshore-
Ausbaus sind daher im Energiekonzept der Bundesregierung abzusenken. Es
ist zu prifen, ob diese reduzierten Ziele beispielsweise mit Ausschreibungs-
verfahren kostengunstiger erreichbar sind als mit den Vergitungsregelungen
des aktuellen EEG.

Protokollerklarung der Lander Baden-Wiirttemberqg, Brandenburg, Freie

Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-

Pfalz:
Aus Sicht der aufgefuhrten Lander ist darauf hinzuwirken, dass die privaten und
die gewerblichen Verbraucher von den durch die Erneuerbaren Energien gesun-

kenen Bdrsenpreisen auch profitieren.

Protokollerklarung der Lander Baden-Wiirttemberqg, Brandenburg, Freie

Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nord-

rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:

Die Lander Baden-Wirttemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Freie
und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Saarland und Schleswig-Holstein bitten die Bundesregierung, bei einer Neuaus-

richtung des EEG die nachfolgenden Punkte zu beriicksichtigen:

a) Mit der Reform des EEG und weiterer Gesetze mussen langfristig verlassliche
Rahmenbedingungen fir den Ausbau der Erneuerbaren Energien geschaffen
werden. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien muss im Rahmen eines defi-
nierten Ausbaupfades ohne starre jahrliche Ausbaubegrenzungen erfolgen,
indem zeitlich strukturierte Ziele der installierten Kapazitaten festgelegt sind
und der eine nahezu vollstdndige Umstellung des Energiesystems mit einer
CO2.Reduktion bis zum Jahr 2050 zum Ziel hat.
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b)

d)

Das energiepolitische Zieldreieck von Umweltvertraglichkeit, Versorgungssi-
cherheit und Bezahlbarkeit muss bericksichtigt werden, um die Akzeptanz
bezuglich der MalRnahmen fir eine erfolgreiche Energiewende sicherzustellen.
Die unterschiedlichen Technologien der regenerativen Stromerzeugung mus-
sen entsprechend ihrer jeweiligen Rolle und ihres spezifischen Wertes fiir ein
kinftiges, stabiles ,erneuertes” Gesamtsystem der Stromversorgung berick-
sichtigt und die Forderung entsprechend gestaltet werden. Durch verlassliche
Rahmenbedingungen und Investitionsanreize mussen effektive Lernkurven
ermoglicht werden, um vorhandene Kostensenkungspotenziale auf dem Weg
zur Marktreife zligig zu realisieren.

Die Vergutungshohe der verschiedenen Erneuerbaren Energietrager muss an
die Investitionskosten der Anlagen angepasst werden. Dies gilt insbesondere
fur die Anpassung der Vergutung von Windenergie an die Standortqualitat.
Dies soll durch eine Weiterentwicklung des Referenzertragsmodells, begin-
nend bei 60 %, erfolgen, dies gilt insbesondere fiir die Anpassung der Vergu-
tung von Windenergie an die Standortqualitat.

Die Biomasseverstromung sollte in weit gréfierem Umfang als bisher System-
verantwortung (u. a. Bereitstellung von Ausgleichs- und Regelenergie) tber-
nehmen. Die Férderung von Neuanlagen sollte daher starker auf die Uber-
nahme dieser Aufgabe ausgerichtet und mit nachhaltigen Warmekonzepten
verbunden werden. Bestandsanlagen sind fur einen dementsprechenden be-
darfsgerechten Betrieb zu ertlichtigen, indem Speicher- und Gasnetzeinspei-
setechnologien gefordert werden. Neben dem bisherigen Grundvergttungs-
und Direktvermarktungsmodell sollte die Nutzung des Flexibilitatspramienmo-
dells starker zur Forderung von Biomasseanlagen genutzt werden. Gleichzei-
tig sollte unter Beibehaltung der Grundvergitung die Vergttungserhdhung bei
Verwendung von Mais-Substraten gestrichen werden. Dagegen sollte die
Verwendung 6kologisch vorteilhafter Substrate (z. B. Kleegras, Klarschlamm,
Biomasse aus Reststoffen, Aufwuchs 6kologischer Vorrangflachen ...) starker
vergutet werden. Generell sollten Biomasse-Neuanlagen standortangepasst

sein.
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f)

9)

h)

)

Die Offshore-Windenergie hat sich mit 7500 — 8000 Betriebsstunden und 4500
Volllaststunden pro Anlage und Jahr als leistungsfahiger erwiesen als erwar-
tet. Bezogen auf einen kalkulatorischen Planungszeitraum liegt die Vergitung
im Stauchungsmodell heute nur etwa 0,7 — 2,5 Cent/kwh héher als bei Onsho-
re-Windnutzung, bietet aber zugleich erhebliches Kostensenkungspotenzial
bei der Lernkurve und gute Méglichkeiten der Direktvermarktung. Fir einen
Anlagenumfang von etwa 6 — 8 GW in Nord- und Ostsee ist flr den Ausbau-
pfad bis 2020 und von mindestens 20 GW bis 2030 Planungssicherheit, z. B.
durch Verlangerung des Stauchungsmodells, zu schaffen. Jenseits dieser
GroRRenordnung ist Planungssicherheit durch ein Auktionsmodell oder Markt-
pramienmodell zu prifen und sicherzustellen.

Hohe und Struktur der EEG-Vergutung sind einer regelmafligen Evaluation auf
Basis eines transparenten Verfahrens durch ein unabhangiges Fachgremium
zu unterziehen. Im Rahmen der notwendigen Weiterentwicklung des EEG ist
der Einspeisevorrang fur Erneuerbare Energien generell zu erhalten. Ebenso
missen - um Planungssicherheit insbesondere fir Investoren zu gewahrleis-
ten und aus Grunden des Vertrauensschutzes - riickwirkende Eingriffe bei Be-
standsanlagen unterbleiben.

Allerdings sollte der Einspeisevorrang derart modifiziert werden, dass Ab-
schaltungen von EE-Anlagen zur netzdienlichen Spitzenkappung in einem
festzulegenden Rahmen nicht mehr nach dem ublichen Modell vergtitet wer-
den. Fur Spitzenkappungen sollte eine Teilung der Kosten erfolgen. Im
Strommarktdesign sollten MaRnahmen gepruft werden, um Spitzenleistungen
kostengunstig fur Power to gas und vergleichbare Speichertechnik verfigbar
zu machen.

Es ist zu prufen, wie der Umlagemechanismus fur die EEG-Umlage so ange-
passt werden kann, dass die Abhangigkeit vom Borsenpreis reduziert wird.
Der Ausbau der Erneuerbaren Energien muss maglichst kosteneffizient erfol-
gen. Zu diesem Zweck ist die Marktintegration der Erneuerbaren Energien ein
wichtiger Ansatz. Dabei bedarf es angesichts unterschiedlicher Reifegrade
und unterschiedlicher Eigenschaften der verschiedenen Technologien auch

unterschiedliche Finanzierungsmechanismen. Auch ist eine regionale Diffe-
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renzierung der Vergutungen erforderlich, um Lenkungseffekte ausschopfen
und Uberférderungen vermeiden zu kénnen.

Die Kosten des Ausbaus der Erneuerbaren Energien sind moglichst breit auf
die Stromverbraucher zu verteilen. Die Befreiungen von stromintensiven In-
dustrien durch die besondere Ausgleichsregelung des EEG sind auf das erfor-
derliche Mal3 zur Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit in internationalen Mark-
ten zu begrenzen. Auch aul3erhalb des EEG sind Ausnahmen von Steuern,
Umlagen, Gebuhren, Entgelten u. &. unter dem Wettbewerbsaspekt zu tber-
prufen. Ebenso muss bei Neuanlagen die Eigenverbrauchsregelung zur Si-
cherstellung einer ausgewogenen Finanzierung der Energiewende durch alle
Systemnutzer Uberprift und ggf. nach 6kologischen Kriterien angepasst wer-
den. Der mittels Erneuerbarer Energien erzeugte Strom wird von der Strom-
steuer befreit. Somit werden 25 % der Stromerzeugung von der Stromsteuer
freigestellt.

Der Ausbau der Netze, inklusive der Verteilnetze, ist mit dem Ausbau der Er-
neuerbaren Energien zusammenzufihren. Dabei muss der Netzausbau
grundsétzlich dem Ausbau der Erneuerbaren Energien folgen.

Zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit sind auf Bundesebene die
Rahmenbedingungen zur Schaffung zusatzlicher flexibler Kapazitaten (CO.-
arme Stromerzeugung, Speicher und steuerbare Lasten) anzupassen. Die
Forschung zu dem zur Gewahrleistung der Stromversorgungssicherheit not-
wendigen sowie volkswirtschaftlich sinnvollen Einsatz sollte erheblich verstarkt
werden. Zu entwickeln sind wirtschaftlich tragfahige Konzepte zur Integration
von Speichern in die Netze. Auf der Grundlage der erzielten Forschungser-
gebnisse ist eine Speicherentwicklungsplanung analog zur bestehenden

Netzentwicklungsplanung vorzusehen.
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Protokollerkldrung der Ldnder Baden-Wirttemberqg, Berlin, Brandenburag,

Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-

Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:

Die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-
Holstein bitten die neue Bundesregierung, auf Basis der vorgenannten Punkte
schnellstmdglich Entwirfe fur die Reform des EEG und des TEHG ebenso wie
ihre konkreten Vorstellungen zur Weiterentwicklung des Strommarktes vorzule-

gen.

Protokollerklarung des Landes Berlin:

Die Beurteilung einer Anpassung der besonderen Ausgleichsregelung nach § 40
ff. EEG sollte anhand der Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Gesamtkosten
erfolgen. Dabei sind insbesondere die méglichen positiven Kostenwirkungen fir
private Haushalte und kleine und mittelstdndische Unternehmen zu bertcksichti-
gen aber auch die Auswirkungen auf Dienstleister der 6ffentlichen Daseinsvorsor-

ge bzw. des o6ffentlichen Nahverkehrs.
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TOP 23:

Reform des EEG

Zuriickgezogen
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TOP 24: Die Rolle der Bioenergie im Energiemarkt der Zukunft

Siehe TOP 21/22/24
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TOP 25: Starkung des Emissionshandels

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz sieht im EU-Emissionshandelssystem auch zukunf-
tig das zentrale Element des Klimaschutzes in Europa. Sie sieht angesichts der
aktuellen Marktdaten weiterhin die Notwendigkeit fur eine kurzfristige Anpassung
des Emissionshandels, damit er seine Lenkungswirkung als Anreizinstrument zur
Investition in kohlenstoffarme Technologien leisten kann. Die Umweltministerin-
nen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander unterstitzen die Bundesre-
gierung, einen positiven Abschluss der Beratungen zum Backloading auf EU-

Ebene zu erreichen.

Die Umweltministerkonferenz sieht dartiber hinaus den Bedarf fur eine grundle-
gende Reform des Europaischen Emissionshandelssystems im Rahmen der zu-
kinftigen EU-Energie- und Klimapolitik. Hierbei missen zur Planungssicherheit
klare Signale fur die Mitgliedstaaten und die Wirtschaft fur die Zeit nach 2020 ge-
geben werden. In diesem Rahmen sind u. a. Fragen wie die bessere Abstimmung
zwischen dem Emissionshandelssystem und dem Ausbau der Erneuerbaren
Energien, die Verknipfung mit dem internationalen Klimaschutzprozess und die
Sicherstellung der internationalen Wettbewerbsfahigkeit der europaischen Indust-

rie zu klaren.

Protokollerkldrung der L&nder Baden-Wirttemberqg, Brandenburqg, Freie

Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz

und Schleswig-Holstein

Die Lander Baden-Wirttemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein sehen im
EU-Emissionshandelssystem auch zukunftig das zentrale Element des Klima-
schutzes in Europa. Sie sehen angesichts der aktuellen Marktdaten weiterhin die

Notwendigkeit fur eine kurzfristige Anpassung des Emissionshandels, damit er



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

seine Lenkungswirkung als Anreizinstrument zur Investition in kohlenstoffarme
Technologien leisten kann. Sie bedauern, dass ein positiver Abschluss der Bera-
tungen zum Backloading bislang auf EU-Ebene nicht erreicht werden konnte. Die
Lander Baden-Wurttemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein bekrafti-
gen in diesem Zusammenhang den Beschluss der 80. UMK vom 7. Juni 2013
(TOP 22 - 24) und bitten die Bundesregierung, sich bei den weiteren Beratungen
fur eine schnelle Einigung zwischen Européischem Parlament und Rat zur Frage
des Backloading einzusetzen. Die Lander Baden-Wrttemberg, Brandenburg,
Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz
und Schleswig-Holstein bitten die Bundesregierung, eine dauerhafte Entnahme
eines Teils der bis 2020 zur Verfiigung stehenden Emissionszertifikate (,set

aside“) und die Einfihrung einer Preisuntergrenze zu prifen.

Die Lander Baden-Wirttemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein sehen
darUber hinaus den Bedarf fir eine grundlegende Reform des Europaischen
Emissionshandelssystems im Rahmen der zukinftigen EU-Energie- und Klimapo-
litik. Sie bitten die Bundesregierung, sich im Rahmen der Weiterentwicklung des
Emissionshandels nach 2020 fiur eine Reduzierung der Emissionszertifikate bis
2030 einzusetzen, die einer Verringerung der Treibhausgasemissionen von 55 %
gegenuber 1990 entspricht. Hierbei missen zur Planungssicherheit klare Signale
fur die Mitgliedstaaten und die Wirtschaft fur die Zeit nach 2020 gegeben werden.
In diesem Rahmen sind u. a. Fragen wie die bessere Abstimmung zwischen dem
Emissionshandelssystem und dem Ausbau der Erneuerbaren Energien, die Ver-
knupfung mit dem internationalen Klimaschutzprozess und die Sicherstellung der

internationalen Wettbewerbsfahigkeit der europaischen Industrie zu klaren.
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TOP 26: Flugnavigationsanlagen und Ausbau der Windenergie-

erzeugung

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass sich bei der Genehmigung des
Betriebes von Windkraftanlagen vermehrt und zum Teil erhebliche Nut-
zungskonflikte mit Flugsicherheitsbelangen abzeichnen, die teilweise einen
Ausbau der Windenergie in den Regionen nicht mehr oder nur sehr einge-
schrankt erméglichen. Unter Berufung auf § 18 a Luftverkehrsgesetz
(LuftvVG) wird haufig die Zustimmung zu Antragen auf Errichtung von Wind-
kraftanlagen (WKA) versagt, wenn diese innerhalb der seit 2009 geltenden
15 km-Schutzradien um Flugnavigationsanlagen geplant sind. Auch wird der
Regionalplanung regelmafig geraten, keine Gebiete zur Nutzung der Wind-
energie (insbesondere Vorrang- und Eignungsgebiete, § 8 Abs. 7 ROG) in-

nerhalb des 0.g. Anlagenschutzbereichs auszuweisen.

2. Die Umweltministerkonferenz erkennt die Bedeutung der Flugsicherheitsbe-
lange an, halt es aber fir erforderlich, dass ein transparentes Verfahren ge-
schaffen wird, so dass die Trager der Regionalplanung, Vorhabentrager und
Kommunen frihzeitig und standortbezogen erkennen kénnen, wo auch in-
nerhalb von Schutzbereichen fur Flugnavigationsanlagen Zubaumaoglichkei-
ten fur Windkraftanlagen bestehen bzw. warum ein Zubau nicht méglich sein

soll.

3. Die Umweltministerkonferenz bedauert, dass das Bundesaufsichtsamt fur
Flugsicherung (BAF) die Errichtung von Windkraftanlagen durch sehr allge-
meine Auskinfte untersagt. Sie hélt es fur erforderlich, dass den betroffenen

Tragern der Regionalplanung, Vorhabentragern und Kommunen mdgliche
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Versagungsgriunde sowie die Art der Prifung und Alternativabwagungen er-

lAutert und Uberprifbar dargelegt werden.

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
halten es deshalb flr geboten, die angelaufenen Gesprache zwischen BAF
sowie Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) und den Landern zu intensivie-
ren. Ziel der Gesprache sollte ein Konzept sein, mit dem bei Aufrechterhal-
tung der Belange der Flugsicherheit weitere Moglichkeiten zum Ausbau der
Windenergie ertffnet werden. Mit dem Konzept soll weiter ein transparentes
und nachvollziehbares Verfahren geschaffen werden, das eine zielgerichtete
Abwagung im Rahmen der Regional- und Bauleitplanung und eine sachge-
rechte Entscheidung im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-
ren erlaubt. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren
der Lander bitten deshalb das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, beim Bundesministerium fur Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung darauf hinzuwirken, dass dieses das Bundesaufsichtsamt fur
Flugsicherung und die Deutsche Flugsicherheit bittet, mdglichst zugig ein

solches Konzept mit den LAnderumweltministerien auszuarbeiten.

Das Vorsitzland wird gebeten, den Beschluss der Umweltministerkonferenz
der VMK zu Ubersenden und sich der Problematik anzunehmen.
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TOP 27: Kommunale Warmeplanung

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
stellen fest, dass mehr als die Halfte des gesamten Endenergieverbrauches
auf den Warmsektor entfallen und die Strategie zur Erreichung einer CO,-
Minderung von minus 80 - 95 % bis 2050 beriicksichtigen muss, dass der

Warmesektor sehr heterogen und stark segmentiert ist.

2. Nach Auffassung der Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und
-senatoren der Lander kann es bei entsprechenden 6rtlichen Voraussetzun-
gen ein sinnvoller Ansatz sein, die warmetechnische Gebaudesanierung ei-
nerseits und die effiziente Restwarmeversorgung andererseits vor Ort plan-
voll zusammenzufiihren, um die erforderliche CO,-Minimierung so effizient

und kostengunstig wie moglich zu forcieren.

3. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
sehen insbesondere im sog. Quartiersansatz einen Weg, genau diese Ver-

knupfung zu erreichen.

4. Sie begruf3en, dass bereits im Rahmen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie
der EU und aktuell in der Energieeffizienzrichtlinie die Mitgliedstaaten ermu-
tigt werden, eine Warme- und Kalteplanung durchzufihren. Mit der ,Klima-
schutznovelle 2011" des Baugesetzbuches verfiigen die Kommunen tber
Planungsmoglichkeiten, um eine kommunale Warmeplanung umzusetzen.
Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
ermutigen die Kommunen, im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit

zukunftig verstarkt von diesen Mdoglichkeiten Gebrauch zu machen.
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5. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten deshalb die Bundesregierung, unter Berticksichtigung der Vorgaben
des Grundgesetzes die rechtlichen Rahmenbedingungen zu prifen, auf de-
ren Grundlage die Lander ermachtigt werden kénnen, die Aufstellung von
kommunalen Warmeplanen samt Zielvorgaben mit geeigneten Instrumente

umzusetzen.

Protokollerkldrung der L&nder Freistaat Bayern, Hessen, Freistaat Sachsen

und Sachsen-Anhalt:
Die Lander Freistaat Bayern, Hessen, Freistaat Sachsen und Sachsen-Anhalt

sprechen sich grundsatzlich dagegen aus, Kommunen verbindlich vorzuschreiben,
kommunale Warmeplane zu erstellen. Die Entscheidung tber das Erstellen sol-

cher Warmeplane sollte vielmehr in kommunaler Selbstverantwortung getroffen

werden.
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TOP 28: Risikobewertung von Glyphosat

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz bekraftigt ihren Beschluss zu TOP 30 der
80. UMK und begruf3t den Beschluss der AMK zu TOP 23 ,Einschrankung
der Anwendung von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln“, mit dem der
Bund ebenfalls gebeten wird, zur Frihjahrs-AMK Uber die EU-weite Neube-

wertung des Wirkstoffes Glyphosat zu berichten.

2.  Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten die Bundesregierung - spatestens zur Frihjahrs-UMK - eine auf Ebene
der Bundesregierung abgestimmte umfassende Bewertung der Wirkungen
glyphosathaltiger Mittel vorzulegen und dabei alle Studien mit Angaben zur

Exposition mit Glyphosat einzubeziehen.
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TOP 29: Mikroverunreinigungen in Gewassern

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz bittet die LAWA, der 84. Umweltministerkonferenz
Uber den aktuellen Sachstand zu Mikroverunreinigungen in Gewassern in den
Bundeslandern zu berichten. Der Bericht soll Informationen zur Einschétzung der
Bedeutung von Mikroschadstoffen, insbesondere den in der Oberflachengewas-
serverordnung nicht geregelten Mikroschadstoffen, enthalten und die Belastungs-

situation in den Gewaéassern darstellen.
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TOP 30: Umweltinspektionen auf europaischer Ebene

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander

stellen fest, dass

¢ Vollzug und Umsetzung umweltrechtlicher Vorschriften auf nationaler
Ebene Aufgaben der Mitgliedstaaten sind,

¢ in Deutschland eine gut funktionierende Umweltverwaltung existiert, die
die Einhaltung des differenzierten Umweltrechts tberwacht und

¢ die EU-Kommission bereits mit hinreichend Instrumenten ausgestattet ist,

um die Einhaltung des Umweltrechts der EU sicherzustellen.

2.  Sie bitten den Bund, Uber die weiteren normativen Regelungen auf EU-
Ebene zu den Umweltinspektionen zur nachsten Umweltministerkonferenz zu

berichten.

3. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten den Bund darlUber hinaus, die Lander in geeigneter Weise, friihzeitig in
die weiteren Uberlegungen und Beratungen zu einer horizontalen europai-
schen Rechtsvorschrift iUber Umweltinspektionen/-tiberwachungen einzube-

ziehen und eine gemeinsame Verhandlungsposition zu erarbeiten.
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TOP 31: Starkung des Umwelt- und Naturschutzes im Zusam-

menhang mit der GAP-Reform

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
stellen fest, dass die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 2014 bis 2020
mit der Einigung in den Trilog-Verhandlungen am 24.09.2013, der Zustim-
mung des Landwirtschaftsausschusses des Européaischen Parlaments vom
30.09.2013 sowie der zu erwartenden Beschlussfassung am 19.11.2013
durch das Europdaische Parlament und den Rat zu einem erfolgreichen Ab-

schluss kommt.

2. Sie begruf3en, dass die kinftige GAP zunehmend 6kologisch ausgerichtet ist
und hierfir das Greening der Direktzahlungen in Erganzung zu den Umwelt-
und KlimaschutzmalBhahmen der 2. Sédule der GAP verbindlich eingefiihrt
wird. Sie stellen fest, dass die erheblichen Finanzmittel der GAP dauerhaft
nur gesichert werden konnen, wenn sie nach dem Grundsatz ,Offentliches

Geld fur offentlich gewtinschte Leistungen* eingesetzt werden.

3. Indiesem Sinne begrufRen die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und
-senatoren der Lander den Beschluss der Sonderagrarministerkonferenz
vom 4. November 2013 und bitten die Agrarministerkonferenz, die Gremien
und Arbeitskreise der Umweltministerkonferenz - soweit moglich - bei der na-

tionalen Umsetzung zu beteiligen.
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TOP 32: Ubertragung von Aufgaben im Rohrfernleitungsrecht

auf die Zentralstelle der Lander fur Sicherheitstechnik

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt den Umlaufbeschluss der Arbeits- und
Sozialministerkonferenz (ASMK) vom 15.05.2013 zur Ubertragung von Aufgaben
im Rohrfernleitungsrecht auf die Zentralstelle der Lander fur Sicherheitstechnik
(ZLS) zur Kenntnis.

Sie greift den Vorschlag der ASMK auf und beschliel3t die Einsetzung einer ge-
meinsamen Arbeitsgruppe. Seitens der Umweltministerkonferenz werden fir die
Mitarbeit in der Arbeitsgruppe die Lander Bayern, Hamburg und Nordrhein-

Westfalen benannt.

Die Arbeitsgruppe wird beauftragt, Rahmenbedingungen fir eine Ubertragung der
Aufgabe der Anerkennung von Prufstellen nach 8§ 6 Rohrfernleitungsverordnung
auf die ZLS zu erarbeiten, welche u. a. Aussagen zur personellen Ausstattung so-
wie Finanzierung enthalt. Das Ergebnis soll dem Umlaufbeschlussverfahren in der
ASMK und der Umweltministerkonferenz zugeleitet, spatestens jedoch der

82. Umweltministerkonferenz vorgelegt werden.
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TOP 33: REFIT - Fit fir Wachstum - Schritte zur Vereinfachung
des EU-Rechts

Zuriickgezogen
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TOP 34: Luftbelastung durch Baumaschinen

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
sehen angesichts der Ausweitung des laufenden Vertragsverletzungsverfah-
rens gegen Deutschland wegen Nichteinhaltung der PM10-Grenzwerte drin-
genden Handlungsbedarf nach einer weiteren Reduktion der Partikelemissi-
onen an der Quelle. Sie halt es daher fir vordringlich, das vorhandene Min-
derungspotential bei Baumaschinen kurz- und mittelfristig u.a. starker durch
Nachristung des bestehenden Maschinenparks mit wirksamen Partikelfiltern

und durch strengere Abgasstandards zu erschliel3en.

2.  Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
bitten daher die Bundesregierung, bei den bevorstehenden Verhandlungen
zur Revision der Europaischen Richtlinie zu mobilen Maschinen und Geraten
97/68/EG, die neu in den Verkehr kommen, fiir eine moglichst schnelle Ver-
abschiedung anspruchsvoller Emissionsgrenzwerte fir Partikelmasse und
-anzahl sowie fir Stickoxide fur die zu beschlieRende Abgasstufe V fir alle

Motorengrél3en einzutreten.

3.  Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
begrif3en die Erarbeitung einer UN-ECE-Richtlinie zur Zertifizierung von Ab-
gasnachbehandlungssystemen flr bereits im Betrieb befindliche mobile Ma-
schinen und Gerate und Kfz. Im Sinne einer bundeseinheitlichen Vorge-
hensweise wird die Bundesregierung gebeten, die Richtlinie durch eine Bun-
desverordnung umzusetzen und dabei sicherzustellen, dass fir bereits zerti-
fizierte Filtersysteme Ubergangsregelungen getroffen werden, um eine Be-

eintrachtigung der Marktverfligbarkeit zu vermeiden.



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Lander
erachten die Option, insbhesondere in besonders belasteten Gebieten Ma-
schinen einzusetzen, die die jeweils gultige Grenzwertestufe einhalten, als
eine kosteneffiziente Malinahme, um die Emissionen von Partikeln und
Stickoxiden zu senken. Sie bitten die Bundesregierung, sich fiur die Forder-
maoglichkeiten auf europaischer und auf Bundesebene einzusetzen, damit die

Nachristung von Baumaschinen erleichtert wird.

Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass die Festlegung von Kriterien fur
den Einsatz emissionsarmer Baumaschinen eine geeignete Mal3hahme zur
schnelleren Einfihrung emissionsarmer Baumaschinen darstellt. Dies kann
kurzfristig im Rahmen von o6ffentlichen Ausschreibungen oder bei Bauaktivi-
taten in Gebieten mit Feinstaubgrenzwertiiberschreitungen im Rahmen von
Luftreinhaltepldanen geschehen. Die Umweltministerinnen, -minister,
-senatorin und -senatoren der Lander sprechen sich im Interesse einer ein-
heitlichen Vorgehensweise fur eine baldige bundesweit anwendbare Rege-
lung aus, die einheitliche harmonisierte anspruchsvolle Kriterien fiir den Ein-
satz von emissionsarmer Baumaschinen enthélt. Die LAl wird gebeten, bis

zur 83. Umweltministerkonferenz dazu Empfehlungen zu erarbeiten.
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TOP 35: Sonstiges

Public Viewing bei der Ful3ball-wM 2014

Beschluss:

Der Bund mdge im Hinblick auf Public Viewing bei der Fu3ball-WM 2014 eine
Verordnung tber den Larmschutz bei 6ffentlichen Fernsehiibertragungen im

Freien erlassen, wie schon bei den letzten FulRballweltmeisterschaften.



81. Umweltministerkonferenz
am 15. November 2013
in Erfurt

Staatssekretar Jurgen Becker

Gertrud Sahler

Dr. Norbert Salomon

Berthold Goeke

Elisabeth Wessel

Kathrin Maigatter

Prasident Jochen Flasbarth

Peter Stutz

Minister Franz Untersteller

Tilo Kurtz

Dr. Elisabeth Saken-Braunstein




Staatsminister Dr. Marcel Huber

Robert Schneider

Staatssekretar Christian Gaebler

Michael Thielke

Klara Furth-Deutschlédnder

Ministerin Anita Tack

Frank Weichelt

Senator Dr. Joachim Lohse

Frank Steffe

Senatorin Jutta Blankau

Michael Peper

Staatsministerin Lucia Puttrich

Staatssekretar Mark Weinmeister




Michael Denk

Andrea Schneider

Minister Volker Schlofmann

Dr. Christian Frenzel 74&/1,‘ q,/,/(

Janek Sponholz

Minister Stefan Wenzel

Staatssekretarin Almut Kottwitz

)
Wigbert Mecke L 9\
Andrea Benkendorff-Welzel /ﬁ&/ L/A ﬂh

Minister Johannes Remmel

Dr. Heinz Baues

Dr. Diana Hein

Susanne Zal

Ulrike Mélzer




Staatsministerin Ulrike Hofken

Staatssekretar Uwe Hlser

Sabine Riewenherm

Christoph Benze

Dr. Dirk Grinhoff

Staatssekretar Roland Kramer

Helga May-Didion

Barbara Walz

Staatsminister Frank Kupfer

Bert Hommel

Anne-Marie Keding

Michael Dorffel




Minister Dr. Robert Habeck

Tobias Goldschmidt

Katrin Litjen

Minister Jirgen Reinholz

Johannes Drissen

Frank Niebur

Andreas Maruschke

Jorg Orth

Gloria Pinetzki

Sylvia Kohler

Dr. Babette Winter

Andrea Rosenbaum

Werner Fuchs

Friedrich Sydow

Raik-Steffen Ulrich

L \
=




	01-BS final.pdf
	Beschluss:

	02-BS final.pdf
	Beschluss:

	05-BS final.pdf
	Beschluss:

	06-BS final.pdf
	Beschluss:

	07-08_BS final.pdf
	Beschluss:

	09-BS final.pdf
	Beschluss:

	10-BS final.pdf
	Beschluss:

	11-BS final.pdf
	Beschluss:

	12-BS final.pdf
	Beschluss:

	13-BS final.pdf
	Beschluss:
	Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Länder nehmen den Bericht des Bundes zur Kenntnis. Sie bitten den Bund, über die Position und die geplante Abstimmung der Bundesregierung zu dem Vorschlag des Umweltausschusses des Euro...

	14-BS final.pdf
	Beschluss:

	15-BS final.pdf
	Beschluss:

	16-BS final.pdf
	Beschluss:

	17-BS final.pdf
	Beschluss:

	18-BS final.pdf
	Beschluss:

	19-BS final.pdf
	Beschluss:

	20-BS final.pdf
	Beschluss:

	21-22-24 BS final.pdf
	1. Die Umweltministerkonferenz teilt die Grundüberzeugung, dass die erfolgreiche Gestaltung und Umsetzung der Energiewende von zentraler Bedeutung für den Lebensraum, das Klima und den Wirtschaftsstandort Deutschland ist.
	2. Mit der Energiewende werden die Weichen für eine auf Dauer umweltverträgliche, sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche und effiziente Energieversorgung gestellt. Allerdings weist die Transformation des Energieversorgungssystems gegenwärtig d...
	3. Es besteht ein breiter gesellschaftlicher und politischer Konsens über den beschlossenen zeitnahen Ausstieg aus der Kernenergie sowie zur Senkung der Treibhausgasemissionen durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien und die Verbesserung der Energie...
	4. Die Energiewende ist in eine zwischen Bund und Ländern koordinierte konsistente Gesamtplanung einzubetten. Die europäische Perspektive ist bei der Diskussion um die Energiewende mit zu berücksichtigen.
	5. Nach Auffassung der Umweltministerkonferenz ist das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) neben dem Treibhausgasemissionshandelsgesetz (TEHG) und der Weiterentwicklung des Strommarktes einer der Eckpfeiler zur Umsetzung der Energiewende und zum Schutz ...
	6. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Länder weisen darauf hin, dass parallel zur Neuausrichtung des EEG damit begonnen werden muss, ein zukunftsfähiges Strommarktdesign zu entwickeln, das die Versorgungssicherheit und B...
	UProtokollerklärung des Landes Hessen:
	Aus Sicht des Landes Nordrhein-Westfalen ist darauf hinzuwirken, dass die privaten und die gewerblichen Verbraucher von den durch die Erneuerbaren Energien gesunkenen Börsenpreisen auch profitieren.
	UProtokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:
	Die Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein bitten die Bundesregierung, bei einer Neuausrichtung des EEG die nac...
	a) Mit der Reform des EEG und weiterer Gesetze müssen langfristig verlässliche Rahmenbedingungen für den Ausbau der Erneuerbaren Energien geschaffen werden. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien muss im Rahmen eines definierten Ausbaupfades ohne starre...
	UProtokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:
	Die Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein bitten die neue Bundesregierung, auf Basis der vorgenannten Punkte schnellstmöglich Entwür...
	UProtokollerklärung des Landes Berlin:
	Die Beurteilung einer Anpassung der besonderen Ausgleichsregelung nach § 40 ff. EEG sollte anhand der Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Gesamtkosten erfolgen. Dabei sind insbesondere die möglichen positiven Kostenwirkungen für private Haushalte ...

	25-BS final.pdf
	Beschluss:

	28-BS final.pdf
	Beschluss:

	29-BS final.pdf
	Beschluss:

	31-BS final.pdf
	Beschluss:

	32-BS final.pdf
	Beschluss:

	34-BS final.pdf
	Beschluss:

	03-BS final.pdf
	Beschluss:

	21-22-24 BS final.pdf
	1. Die Umweltministerkonferenz teilt die Grundüberzeugung, dass die erfolgreiche Gestaltung und Umsetzung der Energiewende von zentraler Bedeutung für den Lebensraum, das Klima und den Wirtschaftsstandort Deutschland ist.
	2. Mit der Energiewende werden die Weichen für eine auf Dauer umweltverträgliche, sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche und effiziente Energieversorgung gestellt. Allerdings weist die Transformation des Energieversorgungssystems gegenwärtig d...
	3. Es besteht ein breiter gesellschaftlicher und politischer Konsens über den beschlossenen zeitnahen Ausstieg aus der Kernenergie sowie zur Senkung der Treibhausgasemissionen durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien und die Verbesserung der Energie...
	4. Die Energiewende ist in eine zwischen Bund und Ländern koordinierte konsistente Gesamtplanung einzubetten. Die europäische Perspektive ist bei der Diskussion um die Energiewende mit zu berücksichtigen.
	5. Nach Auffassung der Umweltministerkonferenz ist das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) neben dem Treibhausgasemissionshandelsgesetz (TEHG) und der Weiterentwicklung des Strommarktes einer der Eckpfeiler zur Umsetzung der Energiewende und zum Schutz ...
	6. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Länder weisen darauf hin, dass parallel zur Neuausrichtung des EEG damit begonnen werden muss, ein zukunftsfähiges Strommarktdesign zu entwickeln, das die Versorgungssicherheit und B...
	Protokollerklärung des Landes Hessen:
	Aus Sicht des Landes Nordrhein-Westfalen ist darauf hinzuwirken, dass die privaten und die gewerblichen Verbraucher von den durch die Erneuerbaren Energien gesunkenen Börsenpreisen auch profitieren.
	Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:
	Die Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein bitten die Bundesregierung, bei einer Neuausrichtung des EEG die nac...
	a) Mit der Reform des EEG und weiterer Gesetze müssen langfristig verlässliche Rahmenbedingungen für den Ausbau der Erneuerbaren Energien geschaffen werden. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien muss im Rahmen eines definierten Ausbaupfades ohne starre...
	Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:
	Die Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein bitten die neue Bundesregierung, auf Basis der vorgenannten Punkte schnellstmöglich Entwür...
	Protokollerklärung des Landes Berlin:
	Die Beurteilung einer Anpassung der besonderen Ausgleichsregelung nach § 40 ff. EEG sollte anhand der Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Gesamtkosten erfolgen. Dabei sind insbesondere die möglichen positiven Kostenwirkungen für private Haushalte ...

	21-22-24 BS final (1).pdf
	1. Die Umweltministerkonferenz teilt die Grundüberzeugung, dass die erfolgreiche Gestaltung und Umsetzung der Energiewende von zentraler Bedeutung für den Lebensraum, das Klima und den Wirtschaftsstandort Deutschland ist.
	2. Mit der Energiewende werden die Weichen für eine auf Dauer umweltverträgliche, sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche und effiziente Energieversorgung gestellt. Allerdings weist die Transformation des Energieversorgungssystems gegenwärtig d...
	3. Es besteht ein breiter gesellschaftlicher und politischer Konsens über den beschlossenen zeitnahen Ausstieg aus der Kernenergie sowie zur Senkung der Treibhausgasemissionen durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien und die Verbesserung der Energie...
	4. Die Energiewende ist in eine zwischen Bund und Ländern koordinierte konsistente Gesamtplanung einzubetten. Die europäische Perspektive ist bei der Diskussion um die Energiewende mit zu berücksichtigen.
	5. Nach Auffassung der Umweltministerkonferenz ist das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) neben dem Treibhausgasemissionshandelsgesetz (TEHG) und der Weiterentwicklung des Strommarktes einer der Eckpfeiler zur Umsetzung der Energiewende und zum Schutz ...
	6. Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und -senatoren der Länder weisen darauf hin, dass parallel zur Neuausrichtung des EEG damit begonnen werden muss, ein zukunftsfähiges Strommarktdesign zu entwickeln, das die Versorgungssicherheit und B...
	Protokollerklärung des Landes Hessen:
	Aus Sicht der aufgeführten Länder ist darauf hinzuwirken, dass die privaten und die gewerblichen Verbraucher von den durch die Erneuerbaren Energien gesunkenen Börsenpreisen auch profitieren.
	Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:
	Die Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein bitten die Bundesregierung, bei einer Neuausrichtung des EEG die nac...
	a) Mit der Reform des EEG und weiterer Gesetze müssen langfristig verlässliche Rahmenbedingungen für den Ausbau der Erneuerbaren Energien geschaffen werden. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien muss im Rahmen eines definierten Ausbaupfades ohne starre...
	Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein:
	Die Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein bitten die neue Bundesregierung, auf Basis der vorgenannten Punkte schnellstmöglich Entwür...
	Protokollerklärung des Landes Berlin:
	Die Beurteilung einer Anpassung der besonderen Ausgleichsregelung nach § 40 ff. EEG sollte anhand der Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Gesamtkosten erfolgen. Dabei sind insbesondere die möglichen positiven Kostenwirkungen für private Haushalte ...




